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l. Grundtagen

1. Attgemeines

Schäden werden entweder durch menschliches Verhalten oder durch Zufall verursacht' Sou r'r

ein Schaden durch ein menschliches Verhalten verursacht worden ist' stellt sich nicht nur ;"i
Frage der Haftung des Verursachers eines Schadens, den eine andere Person erleidet' sonde:

uu.[ a* Problem, inwieweit die geschädigte Person, wenn sie an der Entstehung ihres eig':o

nen Schadens mitgewirkt hat, diesen selber zu tragen hat' Nach dem Grundsatz «casum ser,:l

dominus» - «the loss lies where it falls» - trägt die geschädigte Personden-erlittenen Schad* 
,,1

Nur dann und soweit eine Ersatzpflicht besteht, kann ein Schaden auf den Schadenverursaclr

oder eine andere Person tlberwälzt werden'
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Vor dem Hintergrund dieser Grundsatzregel versteht es sich von selbst, dass die geschädigte

Person dann, wenn sie an der Entstehung des eigenen Schadens mitgewirkt hat' diesen ztttta-
gen hat, sofern und soweit eine gesetzliche Bestimmung nicht eine Ausnahme von der Selbst-

iug*g des Schadens statuiert. 
-Bei 

einer Mitverursachung des eigenen Schadens hat die ge-

schädigte Person, wenn andere Personen ebenfalls an der Entstehung des Schadens mitgewirlc
habenlinen Teil des Schadens zu tragen' Dasselbe Prinzip gilt danq wenn die geschädi$e

Person nicht an der Entstehung des Schadens mitgewirkt hat, den Umfang des Schadens nach

dessen Eintritt aber hätte minimieren oder eine VergrÖsserung des Schadens verhindern kön-

nen.

Je nachdem, welche der vorgenannten Konstellationen gemeint ist, erhält der Begriff der

Schadenminderung bzw der Schadenminderungspflicht eine andere Bedeutung' Bei einer vor'
werfbaren Miwerursachung des eigenen Schadens ist es offensichtlich, dass die geschädigte

Person den Teil des Schadens, den sie verursacht hat, selber trägt' Wird in diesem Kontext
r"on Schadenminderungspflicht gesprochen, ist damit die Verantwortung fltr ein Selbswer'

schulden gemeint. Trägt die gtt"naaigt. Person aber an der Entstehung ihres eigenen Scha'

,Jens keine Verantworttrng, hät eine allfällige Schadenminderungspflicht keinerlei Bezug zu

einem Selbstverschuldenl In einem solchen Fall meint die Schadenminderungspflicht eine

Vtrantwortung fllr eine pflichtrvidrige unterlassene Minimierung oder pflichtwidrig herbei-

geflthrte Vergrösserung .ir.t Schadens, welcher von anderen Personen oder dem Zufall ver-

ursacht worden ist.

2. SchadenminderungatsallgemeinerRechtsgrundsatz
Das Bundesgericht betont, dass es sich bei der Schadenminderungspflicht um einen all'
gemeinen Crundsatz handle, der in allen Gebieten des Versicherungsrechts anwendbar sei'r

im Zusammenhang mit der sozialversicherungsrechtlichen Schadenminderungspflicht wird

3edoch darauf hin[ewiesen, dass sie keinen einheitlichen Begriffsinhalt aufueise und ihr je

nach Rechtsgebieieine unterschiedliche Tragweite zukomme'2 Wälrend bei der Gewährung
ron Versicherungsleistungen die Schadenminderungspflicht als «zwingenÖ» anwendbar be-

zeichnet wird,3 relativierin Lehre und Rechtsprechung die Schadenminderungspflicht bei

.ier Koordination der Versicherungsleistungen, insbesondere im Kontext mit der Überver'
i icherungsberechnung.a

§m Privatversicherungsrecht greift die Schadenminderungspflicht - antiquiert in Art' 6l VVG
els Rettungspflicht bezeichnet - erst nach Eintritt des Versicherungsfalles, ist aber nicht nur

Sr die Schaden-, sondern auch fllr die Summenversicherung anwendbar's Verweigert die ver-

richerte Person etwa nach einem Unfall einen kurzen Spitalaufenthalt zwecks Übenrachung,

SchadenminderungsPfticht: Gomeinsamk€iten und UnterEchiede

Vgl. z.B. BGE 123 V 88 E. 4c sowie BGer, 21.10.1919, E. c, in: SVA lVll9lT-1921' Nr' 256'
und ferner das Genfer Urteil, 24.5.1991, E. b, in: SVA XVIII/1990-1991, Nr. 48. Femer AcHrnpu;
GAcsre& 700 f.; LUTSRBACHER; und RTSMER-KArKA.
Vgl. BGE 123 V 88 E. 4c.
Siehe z.B. BGE ll4 V 285 E. 3, lll V 2398.2a und 108 V 165 E. 2a sowie BGer' C 281102,
24.9.2003,E. t.l.
Vgl. BGE ll7 V 394 tr,
Vgl. BGE l28III34 E. 3b.
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handelt sie grobfahrlässig und dtlrfen die (Summen-)Versicherungsleistungen um 50 % ge-
k{lrzt werden.6 Die Schadenminderungspflicht im Privatversicherungsrecht wird ergänzt durch
das Recht des Versicherers, bei einer selbstverschuldeten Herbeiflihrung des Versicherungs-
falles die vereinbarten Versicherungsleistungen zu kürzen oder zu verweigern.T

DieRechtsprechungbetontauch im haftungsrechtlichenKontext, dass die Schadenminderungs-
pflicht einem allgemeinen Grundsatz des privaten Haftungsrechts entspreche und sich die-
ser aus der Pflicht zur schonenden Rechtsaustibungs ableite und in Afi. 44 Abs. I OR zum
Ausdruck gebracht werde.e Gemäss Art. 44 Abs. I OR kann der Richter den Schadenersatz
nicht nur dann ermässigen, wenn die geschädigte Person an der Entstehung des Schadens mit-
gewir*t hat, mithin ein Selbstverschulden zu verantworten hat, sondern auch dann, wenn sie
den Schaden verschlimmert hat. Praxisgemäss ist die geschädi$e Person dabei gehalten, den
eingetretenen Schaden nicht nur zu minimieren, sondern auch eine Vergrösserung des bereits
eingetretenen Schadens zu verhindern. r0

Obwohl das Bundesgericht die Schadenminderungspflicht - auch im Kontext mit der Opfer'
hilfett - als Konkretisierung eines allgemeinen Rechtsgrundsatzes bezeichnet, attestiert es

nicht nur dem Richter, sondern auch dem Gesetzgeber bei der Konkretisierung der Schaden-
minderungspflicht einen weiten Ermessensspielraum.12 Bei der Schadenminderungspflicht
handelt es sich folglich um eine «metamorphe Rechtsfigun, wie dies Weaen treffend um-
schrieben hat.r3 Auch wenn die Schadenminderungspflicht vom Bundesgericht als Konkretisie-
rung eines allgemeinen Rechtsgrundsatzes verstanden wird, bestehen nicht in allen Schaden-
ausgleichssystemen dieselben Schadenminderungspfl ichten.

Allgemeine Rechtsgrundsätze sind zudem nur dann und so weit anwendbar, als der Gesetz'
geber die Schadenminderungspflicht nicht explizit geregelt hat' Eine Berufung auf die
Schadenminderungspflicht im Sinne eines allgemeinen Rechtsgrundsatzes ist vor diesem
Hintergrund erst dann möglich, wenn der Gesetzgeber den Umfang der Schadenminderungs-
pflicht nicht abschliessend geregelt hat. Besteht eine gesetzliche Regelung, ist diese anwend-
bar und kann der Richter nicht unter Hinweis auf einen allgemeinen Rechtsgrundsatz eine Ver-
schärfung oder Lockerung der gesetzlich geregelten Schadenminderungspflicht vomehmen.
Besteht keine gesetzliche Konkretisierung der Schadenminderungspflicht, ist das erkennende
Gericht demgegentiber befugt, unter Hinweis auf das allgemeine Rechtsprinzip der Schaden-

minderung eine Kürzung von Schadenausgleichsleistungen vorzunehmen, wenn die ge-

schfiigte bzw. versicherte Person ihren Schaden pflichtwidrig mitverursacht, nicht verringen
oder vergrössert hat.

n Vgl.BCE 128 III 34 E. 5c.

' Vgl,Art. 14 VVG.* Vgl.Art. 2 Abl I ZGB.
' Vgl. BGE 130 III 182 E. 5.5 und BGer,5A-4512009,29.6.2009,8.3.2.2.
'' Vgl. z.B. BGer, 4C.17712006,22.9.2006,8. 2.

" Vgl.BGE 131 ll 656 E. 5.2.

'' Vgl.z.B. BGE 123 V 88 E.4c.13 Siehe Weaen, Schadenminderungspflicht, 133 ff.
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UnterschiedE
Schadenminderu

3.1 HaftPftichtrecht

Das Haftungsrecht geht von der Prämisse aus' dass der Schadenverursacher' welcher den

Schaden widenechtlich t'"äl * o"*"gsUoeicn*ävt""ttotat"ttaftung - schuldhaft (mit)

herbeigeflihrt, diesen '"irÄg'gritt' ^ I*ttnuäiät nat' cemass art 44 Abs' I oR kann der

Richter die Ersatzpflit#ä;;;;;"""*'uthoiät''*tigtn oder'unter umständen sogar

sänzlich auftteben, wenn die geschädigte P*;;;;; r'ntltth*g des schadens mitgewirkt

:nat. Von einer Mitwirkung an der Schadenefistehung wird nicht nur dann ausgegangen' wenn

die geschädigt, pt"o'-ii 'o*t'fUu"' 
wtitt tint"sciadenmitursache gesetzt hat' sondern

auch dann, wenn zufällige Umstände' welche Jie geschadigte Person befieffen' an der Ent'

stehung des Schadens beteiligt sind'

Das Bundesgericht betont aber' dass der Schadenverursacher die von ihm geschädigte Per-

;on grundsätzlich so niläri"i** t'ut' *it-'iJ'iti i'Z"iW'*t des haftungsbegrllndenden

Ereignisses befunden ä'ää;i" gtt*mtrtritit'etttrt*attrt9r Menschen verletzt' hat der

§chadenverurruct'er ttein R'cht darauf' * gt'*ilt 'i *"a'n' als ob er einen gesunden Men-

schen geschäaigil,atte'üpie ersatzpflichtigt il;; k""i'iti' t"oigtich auf solche zufälligen

Umstände berufen, ""fJt *J'uUtt*i'gtnO" WÄt*fttinfichkeit auch ohne das haftungs-

begrltndende Ereigris zu einer Schädigung gtfü;il;;'i' nub:l die zufälligen Umstände

den Eintritt des Schadens begtlnsti$ oat' ffi;tn @31*T"t einzelfallweise eine

Reduktion a., S.t'uOtnt"*'!' ""'itt'ten' 
Dägeschädigte Person ist in diesem Fall aberbe'

rechtigt, das Quotenvorrecht zu beanspruchen'r6

Mithin besteht im haftungsrechtlichen Kontext keine Verpflichtung' einer drohenden Schä-

digung aktiv entgegeäüirtn'" rrst dann unJ to*tit 'i'h tint Person einer besonderen

Gefahr aussetzt *d 'ith ;;ilst schädigt' istline-neduktion des Schadenersatzes zulässig'

Das eigengefätrd,"d;;;'il"i *o" attti "ltilt tlctriswiarig sein' so ist beispielsweise der

Sprung in ein schwirim;;;"" einem gefährlichen Standort aus zwar rechfinässig' stellt aber

-eleichwohl .in f.icltt' seti'wt"tttutat' a*iJnU""t" iu die Duldung von widerrechtlichen

homosexuellen rootät*-ul' sttu'*t"tt'uia*-'u werten' obwohl die Duldung der un-

zulässigen ,.*o,[tnäunäi*g"n att oprt' niliiJs widenechtliches Verhalten voryeworfen

werden kann.re Die Schadenminimierungs' *d Sthudtnuerhtttungspflicht tritt demgegentiber

erst dann ein, wenn sämtliche Haftungsvoraussetzungen erfflllt sind'2o

Ein Selbswerschulden im Sinne des Zivilrechts liegt vor' wenn 
-es 

die geschädigte Person

unterlässt, almutbare Massnahmen 'o 
t'g"ii'n' At-gttigntt sind' der Entstehung oder Ver'

:chlimmerung eines Schadens entgegenzuwitä pit g-eschadigte Person hat mit anderen

worten diejenigen vru"'ur'"n ^-t'iff'n' 
;i;;i; n"ntilftigtt Mensch in der gleichen Lage

Gesetztlche Konkretisierungen der Schadenminderungspfticht

Vsl. BGE I 13 II 86 E' lb'
vät. sce l3l III 12 E. 4'
Ibid. E. 4.1 .

Der präsumptiv Haftpflichtige ist ebenfalls nicht zum Ersatz der Kosten von Massnahmen' welche

einen drohenden schaden ää.t*ilöäit'ttitit"er' ä'äiltz ir zss E' 3 und ANprnecc' I l7 tr')'

I Vel. BGE I 16 lL 4228' 4'
Äirilä BGet,4C,225t2oo3'24'2'2004' E' 5' 

., v;;;;;;. rrz r., FN l2' und AcHrenl' N le8 tr'
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ergeifen wtirde, wenn er keinerlei Schadenersatz zu erwarten hätte.2r Insoweit besteht im
Haftungsrecht eine eingeschränkte Schadenverhtitungspflicht in den Fällen, in welchen eine
Person sich zwar rechtmässig verhält, sich aber gleichwohl konkreten Gefahren aussetzt. Trägt
sie durch ein pflichtwidriges und schuldhaftes Verhalten dazu bei, dass der (eigene) Scha-
den eingetreten ist, liegt eine eigentliche Selbsthaftung vor, welche in leichteren Fällen eine
Reduktion des Schadenersatzes rechtfertigt, in schwereren Fällen eine Haftung von anderen
Schadenverursachern ausschliesst.

3.2 Sozlalverslcherungsrecht

Im Sozialversicherungsrechtwerden dieversicherten Personenschädennichtdurchdie Schaden-
verursacher, sondern durch die jeweilige Solidargemeinschaft (fubeitnehmer undArbeitgeber
oder Wohnbevölkerung) getragen. Insoweit wäre es naheliegend, wenn von den versicherten
Personen verlangt würde, drohende Schäden zu verhindem und eingetretene Schäden in einem
grösseren Ausmass als geschädigte Personen, welche durch eine haftpflichtige Person ge-
schädigt worden sind, zu minimieren bzw einzugrenzen. Da es sich bei den im Sozialver-
sicherungsrecht versicherten Risiken meistens um Sonderrisiken oder existenzbedrohende Ri-
siken handelt, statuiert der Gesetzgeber aber keine umfassende Schadenminderungspflicht.

Cemäss Art. 2l Abs. 1 ATSG können Geldleistungen vorübergehend oder dauernd gekllra
oder in schweren Fällen gänzlich verweigert werden, wenn die versicherte Person den Ver-
sicherungsfall vorsätzlich oder bei vorsätzlicher Ausilbung eines Verbrechens oder Vergehens
herbeigefrihrt oder verschlimmert hat. Eine blosse Gefahrenexposition und auch eine fahr-
lässige Herbeiführung des Versicherungsfalles stellen grundsätzlich keine Verletzung der
sozialversicherungsrechtlichen Schadenverhütungspflicht dar. Lediglich im Geltungsbereich
des obligatorischen Unfallversicherungsrechts sind Leistungsktirzungen dann möglich, wenn
sich die versicherte Person aussergewöhnlichen Gefahren und Wagnissen ausgesetzt hat.::
Ebenso können die Taggeldleistungen während der ersten zwei Jahre nach dem Unfall gekürx
werden, wenn die versicherte Person den Nichtberußunfall grobfahrlässig herbeigeftihrt hat.rl

Nach dem Eintritt des Versicherungsfalles ist die versicherte Person demgegenüber gehalter-
sowohl im Zusammenhang mit der Behandlung als auch der Eingliederung ins Erwerbslebe:
das ihr Zumutbare beizutragen. Unerheblich ist, ob der Sozialversicherungsträger von der ver'
sicherten Person ein bestimmtes Verhalten verlangt. Die versicherte Person hat nach dem \\'r"'
len des Gesetzgebers <<aus eigenem Antrieb das ihr Zumutbare» zu leisten.2a Die im Vergleii:
zur Schadenverhütungspflicht strengere Verpflichtung zur Minderung des Schadens bzu'. \e:'
pflichtung zur Verhinderung einer Schadenausweitung wird jedoch dadurch gemildert. das'
eine Ktirzung oder Verweigenrng von Versicherungsleistungen erst dann zulässig ist. ue-
die versicherte Person vorgängig schriftlich gemahnt und auf die Leistungskürzung hL-
gewiesen worden ist.ä Im Geltungsbereich der Invalidenversicherung können in besonde::-

2t Statt vieler BGE l07Ib 155 E.zblbb und BGer, 2A.26811999,17.3.2000, E. 2b.

" Vgl.Art. 39 UVG undArt. 49 f. UVV.
" Vgl,Art. 37 Abs. 2 UVG.
'n Vgl.Arl 2l Abs. 4ATSG.x Ibid.
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Fällen Versicherungsleistungen ohne Mahn- und Bedenkzeiwerfahren gekürzt oder verweigert

werden.26

tm Geltungsbereich der Arbeitslosenversicherung wird die Slhafelv.erlrtltungs' und Schaden-

minimierungspfl icht,;'ä;;geber explizit [eregelt'" ?'-" {b*l"senentschädigung 
ist

zu reduzieren, wenn ai"-ueJct'J'te Person aoä "ig"nts 
Verschulden arbeitslos geworden

ist oder auf Lohn- *.0 g*tf'aOigungsansprüche geginuber dem bisherigenArbeitgeber ver'

zichtet hat.28 Eine ,.ruJtä"r'*ti"tJe'utit'ilL[t; besteht etwadannn wenn die bisherige

Stelle gekündigt wird, weil die versicherte pt"ä"int neue Stelle in Aussicht hat' aber noch

kein neuer Arbeitsvertrag vorliegt'2e

Ebenso kann eine Einstellung erfolgen' wenn die versicherte Person sich nicht genügend

um zumutbare Arbeit U"'oü1a* iü" ftni*ittungspflicht verletzt hat'30 Bei einem Arbeits'

verhältnis aufAbruf, Ou'*af''"nO einer laufenden iairmentist aufgenommen und auch in der

folgenden Ratrmenftisi fiir den Leistungsbezuf als Zwischenverdiensttätigkeit abgerechnet

worden war, kann im Ratrmen der Neupräfungät' Anspruchsvoraussetzungen zur allftilligen

Eröffirung einer weiterä Rahmenftist ange'i"hts de' langen Dauer des Arbeitsverhälürisses

nicht melu von einer zur Schadenminderung UtoUrutt*gsweise ausgeilbten Tätigkeit ge-

sprochen werden.3r

Eine Einstellung in der Anspruchsberechtigung hat grundsätzlich bei jedem Verschulden'

auch bei leichter Fahrlässigkeit, zu erfolgen'" oie arei-Verschuldensstufen von Art' 45 Abs' 3

.{VIV entsprechen nichtä aUttut'ng oteichteF;hrHssigkeit»' <<Brobe Fahrlässigkeit» und

-Absicho).33 O", futU".Ää a"r s"tUJtu"rschuldeten Arb-eitslosigkeit (Art' 30 Abs' 1 lit' a

.\VIG) setzt hingegen tt t"*'*f-)vorsätzliches Herbeiflihrt' dt' Entlassung voraus'3a

Eventualvorsatz ist anzun"ll'n"n, wenn die u""i"tttnt Person vorhersehen kann oder damit

rechnen muss, aus it, V"'nuft" zu einer Kundig'ng A*tf' aen Arbeitgeber filhrt' und sie dies

in Kauf nimmt.3'Im Ralirt" uone'l 30 Abs' l-lit'-aAVIG muss das der versicherten Person

r orgeworfene, zum Tatbestand der selbswersc'h;ldeten fubeitslosigkeit flihrende Verhalten

zudem klar ausgewiesen sein'36

3.3 Privatversicherungsrecht

Das privatversicherungsrechtliche Vltrags.vefrältnis wird dadurch geprägt' dass der Ver-

sicherungsnehme, "inJpramie 
bezahlt *a i' Fall des Eintritts des versicherten Risikos damit

rcchnet, dass die vereinbarte Versicherung"u'*t erbracht wird' Der Versicherer tibemimmt

erundsätzlich au, ni'itoäer zukunftigen' im Zeitpuntt des Versicherungsabschlusses filr

Vgl. Art. 7ä Abs. 2 IVG'
vEi. ett. 16 f. und Arl 30 AVIG' Weiterftlhrend LEu'

" v;1. Art. 30 Abs. I lit' a und b AVIG'
vEi. sc.t, 8C-846/2018' 283'20r9'E' 4'4'
vät. erl 30 Abs' I lit' c-g AVIG'
vär. sce 139 v 25e E. 5'

' vÄI. BGE 124 v 225 E' 4d'
v!i. nc.t, 8C 339/2016, 29'6'2016' E'4'1' . ^
,Eil r.Ä. sc.[ sc-l3st2ot6.2e'6'20t6'E' 4'3'

' Si;h; z.B. BGer, tC-ltlltzoOl'9'l'2008'E' 2'2'
- Vgl.BGE ll2 V 2428' l'
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die Parteien nicht vorhersehbaren Schadenverursachung durch Zufall oder Driffpersonen. Der
Versicherungsnehmer und die versicherten personen sind folglich nicht verpflichtet, drohende
Schäden zu verhindem, mithin besteht ebenfalls wie im Sozialversicherungsrecht, aber anders
als im Haft ungsrecht keine Schadenverhtitungspfl icht.

Erst und nur dann, wenn der Versicherungsnehmer oder die versicherte person den Ver-
sicherungsfall aktiv herbeigefllhrt hat, ist gemäss Art. 14 VVG eine Leistungsverweigerung
oder Ktlrzung der Versicherungsleistungen zulässig. Die Leistungspflicht des Versicherers ent-
fällt, wenn der Versicherungsfall vom Versicherungsnehmer oder von der versicherten person
vorsätzlich herbeigefllhrt worden ist.37 Wurde der Versicherungsfall demgegenüber grobfahr_
lässig herbeigefllhrt, ist eine Ktirzung der Versicherungsleistung vorzunehmen.3s Im Bereich
des WG ist - wie im allgemeinen Haftpflichtrecht3e - auch die mittlere oder mittelschwere
Fahrlässigkeit anerkannt.ao Diese zählt zur leichten Fahrlässigkeit, wenn der Gesetzeswortlaut,
wie in Art. 14 VVG, an die Schwere oder Leichtigkeit der Fahrlässigkeit besondere Folgen
knilpft.at

Anders als im Haftungsrecht kann bei einer blossen leichtfahrlässigen Herbeifflhrung des
Versicherungsfalles keine K{irzung der Versicherungsleistung vorgenommen werden. Art. l4
Abs. 4 VVG untersagt zwingend eine Kttrzung der Versicherungsleistungen, wenn der Ver-
sicherungsnehmer oder die versicherten personen leichtfahrlässig zum Eintritt des Ver-
sicherungsfalles beigetragen haben. Eine Leistungskürzung bei leichter Fahrlässigkeit ist nur
bei einer Transportversicherung möglich.az Das VVG kennt aber keine Verpflichtung, drohen-
de Schäden zu verhindern.a3 Versicherer und Versicherungsnehmer können aber Schadenver-
htltungs- und Schadenminderungspfl ichten vertraglich vereinbaren.«

Vertragliche SchadenverhtitungspflichtenkönnenbeispielsweisemitBezugaufgefahrengeneig-
tes Verhalten oder bestimmte Risikofaktoren vereinbart werden oder in konkreten Unter-
lassungspflichten bestehen. Derartige verffagliche Schadenverhütungspflichten befinden sich
dabei in einem Spannungsverhältnis zum zwingenden Kürzungsverbot bei leichter Fahrlässig-
keit. Wenn die vertraglich vereinbarte Schadenverhtitungspflicht im konkreten Einzelfall ein
Ausmass annimmt, das die Obliegenheit, Versicherungsßlle nicht durch leichtfahrlässiges
Verhalten herbeizufllhren, llbersteigt, i st diese nichtig.

Die Abgrenzung der schuldhaften Herbeifflhrung des Versicherungsfalles von der Verletzung
vertraglicher Schadenminderungspflichten bereitet mitunter Schwierigkeiten. Hat der Ver-
sicherte beispielsweise einen Verkehrsunfall grobfahrlässig verursacht und entzieht sich,
den ärztlichen Ratschlägen in Missachtung der AVB nicht folgend, schon wenige Stunden
nach dem Unfallereignis der Spitalltberwachung und -pflege, wodurch sich der Gesundheits-
zustand verschlechtert hat und er letztlich verstirbt, ist die eualifikation der Verschlechterung

" Vgl.Art.14Abs. MG.
" Vgl.Art. 14Abs. 2 VVG.
" Vgl.z.B. BGE 100II332 E. 3a.nu Vgl. BGer,5C.l46l2000" 15.2.2001, E. 3, in: Pra 2001, Nr. I 19, und 29.9.1988, E, 3a i.S. W c, Na-

tionale Suisse, in: SVA XVII Nr. 15, 8l ff., 84, in: SJ 1989. 104.n' Vgl. BGer, 5C.146/2000, 15.2,2001, E. 3, in: Pra 2001, Nr. I19, und C.l59i 198 6, t7.12,19t7.8. 4a.n' Vgl.Art. 98 Abs. 2 VVG.n' Vgl.Frry/ErsrNruNc, 208 ff, 2ll.s Siehe dazu GBsnmc, 129 ff., 130 ff.
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des Gesundheitszustandes letztlich nicht mit letzter Sicherheit möglich, gleichwohl aber eine
gesamthafte Kürzung von 50 % angezeigt.a5

Das Kürzungsverbot bei leichter Fahrlässigkeit wird sodann durch den Umstand relativierl,
dass der Versicherer berechtigt ist, die Einwendung der Anzeigepflicht zu erheben, wenn der
Versicherungsnehmer es unterlassen hat, den Versicherer im Rahmen des Vertragsabschlusses
über gefahrenindizierende Umstände zu informieren,a6 Soweit ersichtlich hat das Bundes-
gericht noch keine allgemeingültigen Kriterien aufgestellt, anhand welcher die Rechtmässig-
keit vertraglicher Schadenverhütungspflichten und das Ausmass der Bekanntgabe von ge-
fahrenindizierenden Umständen rechtsgleich zu beurtei len sind.

Eine umfassende Schadenminderungspflicht besteht erst mit bzw. nach dem Eintritt des Ver-
sicherungsfalles. Ist dieser eingetreten, kann der Versicherer regelmässig keinen Einfluss auf
den Schadenverlauf nehmen, Als Folge der Vertragstreue sind deshalb Versicherungsnehmer
und die versicherten Personen verpflichtet, auf eine Minderung des eingetretenen Schadens
hinzuwirken und in jedem Fall eine Schadenausweitung zu verhindem. Gemäss Art. 6l Abs. 1

WG haben Versicherungsnehmer und versicherte Personen nicht nur von sich aus die ge-
botenen Massnahmen zu ergreifen, sondem gegebenenfalls auch allfdllige Weisungen des Ver-
sicherers einzuholen und zu befolgen.

4. RechtsnaturderSchadenminderungspflicht
Geschädigte und versicherte Personen sind entweder von Gesetzes wegen, aufgrund einer
vertraglichen Verpflichtung oder gestützt aufden allgemeinen Rechtsgrundsatzder Schaden-
minderung verpflichtet, im jeweiligen Einzelfall den Eintritt eines Schadens zu verhindern
oder dessen Ausmass möglichst gering zu halten. Bei dieser Verpflichtung handelt es sich aber
licht um einen Anspruch der ersatzpflichtigen Person bzw. des Versicherungsträgers, sondern
lediglich um eine Obliegenheit.aT

Ceschädigte und versicherte Personen können deshalb von der ersatzpflichtigen person oder
lem Versicherungsträger nicht gezwungen werden, die gebotene Massnahme tatsächlich zu
ergreifen. Eine Missachtung der Schadenverhütungspflicht oder der Verpflichtung, den ein-
getretenen Schaden zu minimieren oder dessen Vergrösserung zu verhindern, berechtigt die
ersatzpflichtige Person bzw. den Versicherungsträger lediglich dazu, die Schadenausgleichs-
ieistung zu kürzen oder unter Umständen sogar gänzlich zu verweigem.

Siehe etrva BGE 128 III 34. in:AJP 2002, 838" in: Assistalex 2001. Nr. 8510.
Vgl. BGer, 4A_15012015,29.10.2015, E. 7.2, und 44_303/2010. I1.8.2010. E. 2.4.
Statt vieler BGer,5A*4512009,29.6.2009.8.3.2.2. und femer Gnor-l,ruNo. 85 ff.
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ll. Gettungsbereich derSchadenminderungsobtiegenheit

1. Persönticher Gettungsbereich
1,1 Geschädlgte Pereon

Schadenminderungspflichtig ist die geschädigte bzw. die versicherte Person.{ An und I-m-
fang der Schadenminderungspflicht richten sich dabei nach dem jeweiligen Schadenaus-
gleichsystem. Der geschädigten bzw. versicherten Person kann eine Verletzung der Schaden-
minderungspflicht nur vorgeworfen werden, wenn sie im Handlungszeitpunkt uneilsf?thig
gewesen ist. Die Urteilsftlhigkeit wird gemäss Art. 16 ZGB vermutet, weshalb die geschädi-ere
bzw. versicherte Person Umstände nachzuweisen hat, welche auf eine Urteilsunftlhigkeit im
Handlungszertpunkt schliessen lassen. Urteilsunflthig ist auch, wer die Mllenskraft nicht be-
sita, eine von ihm als gefährlich erkannte Handlung zu unterlassen,ae

Obwohl Art. 16 ZGB lediglich zwischen der Urteilsfähigkeit und der Urteilsunflthigkeit unter-
scheidet, anerkennt die Rechtsprechung, dass im Schadenausgleichsrecht - wie im Straf-
recht - eine verminderte Urteilsfähigkeit zu berticksichtigen ist. Insbesondere bei Kindern
ist ein allflllliges Selbswerschulden milder als bei erwachsenen Personen zu beurteilen.5o Bei
Kindern wird auf die durchschnittliche Entwicklung abgestellt und deshalb die Urteilsftthig-
keit je nach Altersklassen bejaht oder verneint. Gemäss der Rechtsprechung des Bundes-
gerichts werden Vierzehn- bis Sechzehnjährige in Bezug auf einfachere Sachverhalte weit-
gehend den Erwachsenen gleichgestellt.sr Wurde die Urteilsunfähigkeit von der geschädigten
bzw versicherten Person pflichtwidrig herbeigeflihr.t, gelten die Grundsätze ftlr urteilsflthige
Personen.t2

In den jeweiligen Schadenausgleichssystemen wird mitunter eine Leistungsverweigerung
davon abhängig gemacht, dass die geschädigte bzw. versicherte Person nicht nur verminden.
sondern vollständig urteilsunfähig gewesen ist. Soweit tul 48 UVV die Leistungsansprttche
bei Suizid oder Suizidversuch an die Voraussetzung der vollständig aufgehobenen Urteils-
flthigkeit des Suizidenten im Zeitpunkt der Tät knttpft, erweist sich diese Bestimmung bei einer
an der Entstehungsgeschichte von ArL37 Abs. I UVG orientierten Auslegung als gesetzes-
konform.s3

Als Folge des Gleichbehandlungsgebotes ist es angezeigt, im jeweiligen Schadenausgleichs-
system ftlr sämtliche Schadenminderungsobliegenheiten dieselben Ktiranngsgrundsätze anzu-
wenden. Entsprechend sind beispielsweise im Geltungsbereich des PrivaWersicherungsrechts

at Schadenminderungspflichtig ist die Person, welche die Versicherungsleistungen zu fordem be-
rechtigt ist. Ist der Versicherungsnehmer ausnahmsweise nicht versichert bzw. anspruchsberechtigt.
obliegl es den versicherten Personen, ftlr die Minderung des eingetretenen Schadens zu sorgen bar.
eine Vergrösserung des eingetretenen Schadens zu verhindern (statt vieler Fnnv/ErssNRrNG, 208 ffl.
210).n' Vgl,BGE 102II363 E,4.

" Vgl. BGE 1021I363 E. 4.

" Vgl.BGer,44.520/2007,31.3.2008, E.5,3, und4C.225/2003,24.2.2004, E. 5.2, in: H.AVE 2001.
226.

" Vgl.Art. 54Abl 2 OR.

" Vgl. BGE 129 V 95 ff.
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1.2

a)

Schadenminderungspf [icht: Gemeinsamkeiten und Unterschiod€

die bei einer schuldhaften Herbeifllhrung des Versicherungsfalles (Art. 14 VVG) geltenden
Grundsätze auch bei einer Verletzung der Schadenminimierungs- und Schadeneingrenzungs-
pflicht (Art. 6l VVG) anzuwenden.sa

Angehörige der geschädigten bzw. versicherten person

Angehörigenprlvlleg

Angehörige der geschädigten bzw. versicherten Person sind grundsätzlich nicht schaden-
minderungspflichtig. Im Sozialversicherungsrecht flthrt das Vorhandensein von unterhalts-
berechtigten Angehörigen mitunter sogar zu einer Milderung der Kürzung von Versicherungs-
leistungen, wenn die versicherte Person den Versicherungsfall vorsätzlich herbeigeff.ihrt hat.55

IvVeder das Privatversicherungs- noch das Haftungsrecht kennen ein derartiges Angehörigen-
privileg. Im Haftungsrecht besteht sogar die Praxis, dass ein allfälliges Selbstverschulden der
geschädigten Person bei Ersatzansprilchen, welche denAngehörigen der geschädigten person
zustehen, ebenfalls zu einer Kürzung fllhrt.s6Im Haftungsrecht ftlhrt demgegenilber ein all-
ftilliges Verschulden von Angehörigen, insbesondere von Eltern, nicht zu einer Reduktion des
Ersatzanspruches der geschädigten Person,57

Haben Angehörige der geschädigten bzw. versicherten person den Schaden vorsätzlich herbei-
geftlhrt, können die Privatversicherungsleistungen angemessen geküra werden.s8 Gemäss
Art. 14 Abs. 3 VVG können Privatversicherungsleistungen ebenfalls dann gekürzt werden,
wem Angehörige, welche mit der versicherten person in häuslicher Gemeinschaft leben, den
Versicherungsfall grobfahrlässig herbeigeftlhrt haben und dem Versicherungsnehmer ebenfalls
eine grobe Fahrlässigkeit rnit Bezug auf die Beaufsichtigung des fraglichen Angehörigen vor-
geworfen werden kann.

b) Sozlelverslcherungsrechtllche Schadenminderungspflicht von Angehörigen
Von den Auswirkungen eines allflilligen Selbstverschuldens der geschädigten person bzw. von
Angehörigen auf die Schadenausgleichsleistungen zu unterscheiden ist die problematik, ob
und inwieweit Angehörige der geschädigten bzw. versichefien person als Folge der gesetz-
lichen Beistands-, Unterhalts- und Venrandtenunterstützungspflicht gehalten sind, einen Teil
des eingetretenen Schadens zu kompensieren.5e

Im Haftungsrecht ist anerkannt, dass Leistungen von Angehörigen, welche diese als Folge des
haftungsbegrtlndenden Ereignisses zu erbringen haben, von der ersatzpflichtigen person zu
entschädigen sind: «Die Liberalität der Eltern mindert die Schadenersatzpflicht des Schädi-

Vgl. BGE 128 III34 E. 5c.
Vgl. Art. 2l Abs. 3 ATSG undArt. 37 Abs. 2 UVG.
Vgl. z,B, BcE 123 ll 210 E. 3b und I I7 II 50 E.4a/bb.
Vgl. BGer. 4AJ0612014 und 4A_236t2014, 18.9.2014.8.4.6.
Vgl.Art.2l Abs.2ATSG undArt. l4Abs.3 VVG.
Weiterftihrend LaNoom, Schadenminderungspflicht, I l5 ff,
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gers nicht.»tr Insbesondere unentgeltlich von Angehörigen erbrachte Betreuungs- und pflege-
leistungen6t sowie hauswirtschaftliche Dienstleistungen62 sind entschädigungspflichtig.6l

Im Sozialversicherungsrecht demgegenilber verlangt der Gesetzgeber von Angehörigen der
versicherten Person mitunter eine angemessene Mehrleistungs bzw. schliesst Mehrleistungen
von Angehörigen von der Versicherungsdeckung aus6s. Das Bundesgericht betont im Kontext
mit Sozialversicherungsleistungen ganz generell, dass Angehörige der versicherten person
beim Eintritt eines versicherten Risikos zu einer zumutbaren Mehrleistung verpflichtet sind.
Der Sozialversicherungsträger darfdavon ausgehen, dass sich die versicherte Person und ihre
Angehörigen so verhalten, wie sich eine «vernünftige Familiengemeinschaft>> zu verhalten
pflegt.*

Die so verstandene Schadenminderungspflicht betriffi die Versicherungsleistungen, welche im
Zusammenhang mit einer Hilfs- und Pflegebedürftigkeit'? oder Hilßmitteln erbracht werden,
nicht aber Rentenleistungen. Lediglich bei Versicherten, welche im Aufgabenbereich tätig ge-
wesen sind bzw wären, werden zumutbare Angehörigenleistungen invaliditätsmindernd be-
rilcksichtigt.68 Es ist zwar nachvollziehbar, warum Angehörige nicht verpflichtet sind, ein (zu-
sätzliches) Erwerbspensum auszuführen, nicht zuletrtdeshalb, weil unklar wäre, von welchen
Angehörigen zumutbarerweise verlangt werden könnte, anstelle der versicherten Person (zu-
sätzlich) erwerbstätig sein zu müssen.

Die geltende Praxis ist letztlich aber rechtsungleich und benachteiligt faktisch die Frauen, die
mehrheitlich im Aufgabenbereich tätig sind, weil bei diesen als Folge der Berücksichtigung
von Angehörigenleistungen tendenziell tiefere lnvaliditätsgrade bei gleichen gesundheitlichen
Beeinträchtigungen resultieren. Im Hinblick auf das verfassungsmässige Gleichbehandlungs-
gebot von Mann und Frau und den Di-Trizio-Entscheid des Europäischen Gerichtshofes für
Menschenrechte6e sind invaliditätsrelevante Umstände, welche einen unterschiedlich hohen
Invaliditätsgrad trotz gleicher gesundheitlicher Beeinträchtigung bewirken, je nachdem ob
die versicherte Person weiblichen oder männlichen Geschlechts ist, unzulässig. Wie im Zu-
sammenhang mit der gemischten Methode ist auch die Schadenminderungspflicht von bei-
standsverpflichteten Angehörigen grundrechtskonform auszulegen. Entsprechend dtirfen den
Angehörigen der versicherten Person nicht nur keine unverhältnismässigen bzw. rurzumut-
baren,7o sondem auch keine unterschiedlichen geschlechtsspezifischen Schadenminderungs-
pfl ichten auferlegt werden.

60 BGer, 4A_500/2009, 25.5.2010,8.2.6.u' Vgl. BGE 97 ll259 E,IIL3 und 28 Il 200 E. 5 sowie 4A_50012009,25.5.2010, E. 2.1 und 3.2 f..
sow ie 4C.27 61200 l. 26.3.2002, E. 6b I az in: P ra 2002, Nr. 2 I 2.62 Statt vieler BGE 127 III 403 E. 4a.63 Siehe ferner LeNoor-r, Zumutbarkeitsgrundsatz, l4l ff.uo Vgl.z.B. Art. 39gAbs.2lit. b IW.o, vgl.z.B. Art. {fcrio+ia lil b IVG.ou Vgl.BGE l4t Y 642F,4.3.3.u' Vgl. BGE 145 V l6l E. 3.3.2 und 8C*62412019.17.1.2020, E. 5.1. Siehe femer BGE l44Y 2598.3
und 4.u' Vgl.BGer, 8C_74812019,7.1.2020, E. 5.3.u' Vgl.EGMR, 7186109,2.2.2016, i.S. Di Trizio c. Schweiz.

'u Vgl.BGE l4l V 842 E.4,3.3.
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1.3 Drittpersonen

Dritte sind mitunter mitwirkungs-, nicht aber schadenminderungspflichtig. Wie bei den An-
gehörigen von geschädigten Personen können im Zusammenhang mit der Festlegung von
Schadenausgleichsleistungen nur solche Leistungen von Drittpersonen berücksichtigt werden,
welche diese ohnehin bzw. auch ohne Eintritt des haftungsbegründenden Ereignisses bzw. des
Versicherungsfalles erbracht hätten. Wenn überhaupt käme lediglich eine gelegentliche Dritt-
hilfe bzw. eine Dritthilfe in Notsituationen infrage.7r

Mitwirkungspflichten bestehen etwa für anerkannte LeistungserbringerT2 und Arbeitgebe/3
von versicherten Personen. Die beteiligten Behörden sind im Rahmen der interinstitutionellen
Zusammenarbeit ebenfalls auskunftspflichtig.Ta Von der Mirwirkungspflicht zu unterscheiden
ist die Schadenminderungspflicht. Dem Arbeitgeber und den Arbeitskollegen der versicherten
Person ist die Erbringung von schadenausgleichenden Geld- bzw. Dienstleistungen - über die
gesetzliche bzw vertragliche Lohnfortzahlungspflicht hinaus - nicht zumutbar, sofern deren
Beizug einen nicht unerheblichen Teil der Arbeitszeit beansprucht und entsprechende Lohn-
kosten flir den Arbeitgeber zur Folge hat.7s

2, Sachticher Gettungsbereich
2.1 Wirksamkeit und Notwendigkeit derSchadenminderungsmassnahme
a) Allgemeines

Der Inhalt der von der geschädigten bzw. versicherten Person zu ergreifenden Massnahmen
bestimmt sich im Hinblick auf die jeweilige Schadenminderungssituation. Im Zusammen-
hang mit der Vermeidung von Schadenereignissen sind diejenigen Massnahmen zu ergreifen,
welche den Eintritt des Schadens verhindern. lst der Schaden bereits eingetreten, sind die-
jenigen Massnahmen zu ergreifen, welche den eingetretenen Schaden minimieren oder eine
Ausweitung desselben verhindern.

Es versteht sich dabei von selbst, dass eine Massnahme nur dann vorzunehmen ist, wenn sie
im konkreten Einzelfall geeignet und notwendig ist, um einen drohenden Schaden zu ver-
hindern oder einen bereits eingetretenen Schaden zu minimieren oder dessen Ausweitung
zu verhindern,'u und die zur Vomahme verpflichtete Person faktisch in der Lage ist, die not-
rvendigen Massnahmen auszuführen. Von der versicherten bzw. geschädigten Person dtirfen

'r Vgl. BGer,I 26/01,21.5.2003, E. 3.2.-: Der behandelnde Arzt ist zur Unfallmeldung verpflichtet (Art. 53 Abs. 3 UVV) und hat in geeigneter
Form abzurechnen (Art. 59 KVV und Art, 69a UVV).r Der Arbeitgeber ist zur Überprüfung und Meldung von Nicht- und Betriebsunfllllen verpflichtet
(Art. 53 Abs. 3 UVV) und darüber hinaus auskunftspflichtig (Arr. 56 UVV). Im Rahmen der 5. IV-
Revision wurde die Mitwirkung des Arbeitgebers verstärkt (siehe Art. 7c und Art. l4a Abs. 5 IVG).

' Vgl.Art, 32 ATSG und Art. 54 UVV,-' Vel. BGer, I 3104,27 .8.2004,8. 3.1 f." in; SVR 2006, IV Nr. 25 (triglich mehrmals erforderliche zeir-
aufwändige Einsätze von Mitarbeitern der Arbeitgeberin des Versicherten ftir die überwindung der
Treppe mittels Raupe). Siehe aber BGer, U 107/03, 6.1 .2004.8.2.4 (Zumutbarkeit von Fafugemein-
schaften).' Vgl.Art. 21 Abs. 4ATSG undArt. 55 Abs. 2 UVV.
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keine unmöglichen oder realitätsfremden Massnahmen verlangt werden.?7 Wirksamkeit und
Notwendigkeit einer Schadenminderungsmassnahme beurteilen sich einzelfallweise.Ts

b) Wlrkoamkelt

Der Gesetzgeber verlangt mitunter eine qualifizierte Wtksamkeit. Eine erwerbsbezogene
Schadenminderungsmassnahme ist insbesondere im Sozialversicherungsrecht nur vorzu-
nehmen, wenn sie eine «wesentliche Verbesserung der Erwerbsfähigkeit oder eine neue Er-
werbsmöglichkeit verspricht».7e Über Art.2l Abs' 4 AISG hinaus fordert Art' 7 Abs. 2 IVG
die aktive Teilnahme an den Massnahmen. Im Vergleich zur ATSG-Bestimmung setzen Art' 7
Abs. 2 IVG und Art. 8a Abs. 1 IVG zudem nicht voraus, dass die Massnatrmen eine wesent'
liche Verbesserung der Enrerbsfähigkeit oder eine neue Erwerbsmöglichkeit versprechen.

Das Bundesgericht hat offengelassen, ob der Verzicht auf die Wesentlichkeit der Verbesserung
vom Gesetzgeber «gewollt» ist, um dem Grundsatz der «Eingliederung statt Rente» ver'
mehrt zum Durchbruch zu verhelfen, oder ob durch den Verweis in Art.'lb Abs. 1 IVG auf
Art.21Abs. 4 ATSG auch im Zusammenhang mit Wiedereingliederungsmassnahmen nach
Art. 8a IVG eine wesentliche Verbesserung in Aussicht stehen muss.Eo Bestehen grosse Ein'
gliederungsressourcen, machen auch eine lange Rentendauer und ein vorgerllcktes Alter
Wiedereingliederungsmassnahmen nicht unzumutbar.tr

c) Notwendlgkelt

An sich wirksame Schadenminderungsmassnahmen dtlrfen nur darur unterbleiben, wenn sie

im konkreten Einzelfall nicht notwendig sind bzw, der Schaden auch ohne Vomahme der
fraglichen Schadenminderungsmassnahmen eingetreten wäre' Da es sich bei der Einrede, die
Schadenminderungspflicht sei verletzt worden, um eine rechtshindernde Einrede handelt, trägt
die ersatzpflichtige Persons2 bzw. der VersicherungstägeC3 die Beweislast fflr die Wirksamkeit
und Notwendigkeit der von ihm geltend gemachten Schadenminderungsm,§snahmen.

Sobald das Gericht davon tlberzeugt ist, dass Schadenminderungsmassnahmen seitens der ge-

schädigten bzw. versicherten Person angezeigt gewesen wären, trägt diese die Bestreitungs-
und Beweislast fflr Umstände, welche Zweifel an der Sachdarstellung der ersatzpflichtigen
Person bzw. des Versicherungsfägers wecken.e Die ersatzpflichtige Person bzw. der Ver'
sicherungsträger hat deshalb die generelle Wirksamkeit und Notwendigkeit der behaupteten
Massnahme fflr die Schadenminderung nachzuweisen, während die geschädigle bzw. ver-
sicherte Person die Beweislast fllr die im konkreten Einzelfall ausnahmsweise Unwirksamkeit
bzw. geltend gemachte Ohnehin'Verursachung des Schadens trägt.

n Ygl.BGer, I 495106, 5.7.2007,8. 7.78 Siehe z.B. BGer, I 563/05, 10.4.2006, E. 3.

' Vgl.Art. 2l Abs. 4 ATSG.
'" Vgl.BGE 145 V 28.4.2.2.il lbid. 5.3.2.

" Vgl. z.B, BGer, 41\-12712011, 12.7.2011,8. 8.2.

" vgl, BGE l38lll799 E. 2.3 (n.p.) sowie BGer,4A-314/2015,1.12.2015,8.3.3.2, und 44-52912012'
31.1,2013,8.2.4.* Vgl. BGer, 4A-12712011,12.7.201l, E. 8.2, und 4C.3712011' 27.4.2011,E. 4.
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Zumutbarkeit der Schadenminderungsmassnahme

A[tgemelnes

geschädigte bzw. versicherte Person ist nur verpflichtet' wirksame und notwendige Scha'

ninderungsmassnahmen zu ergreifen, hat abei nicht alle wirksamen und notwendigen

denminJerungsmassnahm.o ,i l.i,t"'' Schadenminderungsmassnahmen beeinträchtigen

,lmässig persöiti.ht .itr' oder grundrechtlich gcschtttzte Lebensbereiche der verpflichteten

on, weshalb im konkreten Eiizelfall eine Abwägung der Inleressen der schadenminde-

1.fhi"htig", ferson und derjenigen des Versicherungsträgers8s bzw' eine Verhältnismässig-

sprttfungs6 durchzuftlhren ist'

Rahmen der Verhältnismässigkeitsprüfung von sozialversicherungsrechtlichen Schaden-

derungspflichten darf dabei das Offentliche Interesse an einer spaxsamen und wirtschaft'

en VÄi"nerungspraxis nicht einseitig betont werden' Als Richtschnur gilt' dass die An-

lerungen an die ichadenmind.t*gtpnitnt zulässigerweise dort strenger sind' wo eine

lhte Inanspruchnahme der SoziaGrsicherung in Frage steht'87 Das Bundesgericht hält

Zusammenhang mit der Abgrenzung des Grundrechtsschutzes der schadenminderungs'

:htigen Person und dem öffentlichen lnteresse an einer sparsamen und wirtschaftlichen

licherungspraxi s Folgendes fest:

«Die Schadenminderungspflicht der Leistungsansprecher kann in Konfiikt zu den Grund-

rechten auffreie WaH äü Wrhnsitzes und des Arbeitsortes - im weitern auch des Beru'

|es - uetei, hat iedoch prmisgemciss hinter die grundrechtlich geschützten Betlitigungs-
"möglichkeiten ii der fib"rrgistaltungzurückzutreten' sofern der Streitgegenstandweder

die Auslösung von Rentenliistungei noch eine grundlegende neue- Eingliederung be-

schlrigt. (Jmgekehrt geht die Sciadenminderungspflicht der versicherten Person ihren

grun"drechtliih geschfitzren Betdtigangsmöglichkeiten grundstitzlichvor' wenn der Verzichl
"auf schadenmidernde Vorkehrei Rentenleistungen auslöst oder zu einer grundlegend

niuen Eingliederung Anlass gibt. Ein Versicherter kann zu einer Schadenminderung prin'
zipiell nuisoweit verhalteni"rd"n, als sie sich in der Weise auf die Leistungen auswirken

kann, dass dadurch ein laufender Anspruch garu oder teilweise untergeht' ein möglicher

Anspruch entweder nicht entsteht oder herabgesetzt wird'»88

' Gesetzgeber hält regelmässig fest, dass von der geschädigten bzw' versicherten Person nur

rutbare Massnahmen verhnt werden können,se bzw schliesst Massnahmen' welche mit

:r Gefatrr ftir Leben und Cesundtreit der schadenminderungspflichtigen Person verbunden

l, aus.s Unzulässig sind beispielsweise Massnahmen, bei welcher eine Todesgefahr von

Gem€insamkeiten und Unterschiede

Vgl. Art. 28 Abs. 2 ZGB.
Vgl. Art. 36 Abs. 3 und 4 BV.
v!f. eCe n3 v 22 E. 4d sowie BGer, 8C-62512016' 24.1.2017,8.3.4.1, und 8C-459/2009,
23.7.2009,E.4.3.1.
BGer,I l5105, 18.7.2005, E.6.4.
Vgl. z.B. Art. 6, Art. 7Abs. l, Art. 16,Art. 2l Abs. 4 undArt. 43 Abs. 2ATSG, Art' 7,Art'7a,Art'7c
uriO ert. 28 Abs. I lit. a IVG. Art. 55 Abs, 2 und Art. 6l UVV sowie Art. I 5 Abs. I f', Arl 76, Att' 17

Abs.lund3AVIG.
Vgl. z.B. Art. 2l Abs. 4 undArt. 55 Abs' 2 UVV.
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4%o oder mehr besteht.er Unverhältnismässig sind sodann Massnahmen, welche mit grossen

;:lfr::ffiffif;li:Hä*ä einer Entsten,ing ftihen ,a". u,a". 
"ilmentare Erscheinungen

So kann insbesondere von einer Frau, bei welcher eine Sterilisation mangelhaft vorgenommenworden ist, im Hinblick auf die Schadenminderung ,i.ht ;;;;; *erden, dass sie ein un_geborenes Kind abneibt oder dieses zur Adoption freigibt.q pbäso wenig kann vom Ehe-gatten einer getöteten person, welcher einen Versorg*frarsan geiienO mactrt, verlangt wer_den, dass er sich wieder verheiratet. Im Rahmen air SctraOenbÄcnnung kann lediglich derWiederverheiratungswahrscheinlichkeit Rechnung getragen werden.s

b) Zumutbarkettegrenze

Die Zumutbarkeit im Zusammenhang mit Schadenmindenmgsmassnahmen ist bezogen auf dieverpflichtete person ztr bestimmen. Entsprechend sind alle t"rt "t* ümsttinde des jeweiligenEinzelfalls, insbesondere die Auswirkungen fllr die verpflichtrr. p.r*, und gegebenenfallsnaheAngehörige, zu berücksichtigen. Oi;Rechtsprechung umschreibt diese subjektivierte Zu-mutbarkeits$enze unterschiedlich. Im haftpflichtrechtlicien «ontr*i *ira beispielsweise fol_gende Umschreibung verwendet:
«Grenze der Obliegenheit zur Schadenminderung bildet die Zumutbarkeit. Um den Schadenim Interesse des Hafipflichtigen zu minder4 muss der Gescfu)digte nur jene Massnahmenergreift4 die ihm billigerweise zugemutet werden dtirfen. Als iassstab gilt das Verhalteneines vernünfiigen 

llenschen in der gleichen Lage,'der i"i*rüi Schadenersatz zu er_warten hdtte. Welche Anstrengungen vom Geschädigter r"rton[i*urden können, ist inlYtirdigung stimtlicher Umstdnde zu beurteilen, d.h"im Atti"i a76 ai" persönlichkeit desVerletzten, dessen benfiiche Föhigkeiten ut
Intelligenz sowie Alter und Bildungsgrad.,,!!'on&n'r*iten' 

Anpassungsftthigkeit und

Die sozialversicherungsrechtliche Zumutbarkeitsgrenze wird einerseits durch expliz ite Zu_mutbarkeitsbestimmungen,e6 andererseits einzelfailweise, je ,u.il;;, ;.lche Versicherungs-leistung befioffen ist, durch die Rechtsprechung subjektiviert oder objektiviert konlaetisiert.Im Regelfall sind sämtliche konkreten UmstandJdes jeweiligen Eirr.fäif, ^ Uerücksichtigen.So wird insbesondere die Zumutbarkeit von medizinische, [A*rrutrnr, oder Eingliederungs-massnahmen subjektiviert bestimmt.eT

9t Vgl. BGE l0SV 176 E. 3 (Ersatz derAortenklappe durch eine prothese, die öffnung der verengtenMitralklappe oder gar der Ersatz derselben ,;d;i; eventuelle Implantation einer zusätzlichen pro-these wegen sekundärer Trikuspidalverleäüt -- -

Vgl. BGE 8l II 512 E. 2a.
Vgl. BGE l3Zilt3S9 E.4.3.
Vgl.Innor, 301 ff.,30j.
Vgl. BGE I l0 II 423 E. 2:t! (l ll sowie BGer, sA_4s/2log, 29.6.2009, E. 3.2.2: 4C.t77/ZOo6,22s.2006, E. 2.2.2, und 4c.s3/20ö6, 26.6.2004:;.- i.
Exemplarisch Art. l6 Abs. 2 AVIG.
Seit der 5. IVG-Revision ist vom Grundsatz der Zumutbarkeit jeder Massnahme, die der Ein_gliederung ins Erwerbsleben oder in einen eufg;eibereich dient, auszugehen (vgl, BGE l4j V 28.4.2.3).

92

94

9J

97
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Da das Sozialversicherungsrecht Teil des öffentlichen Rechts darstellt' ist dem verfassungs-

mässigen Gleichbehandluigsgebot Nachachtung zu verschaffen und im Regelfall eine objekti'

ve Pflichtengr enze zubestimmen." Auch bei Berilcksichtigung der subjektiven Gegebenheiten

ist deshalb ein objektiver Massstab anzuwenden, welcher etwa der Beritcksichtigung einer

starken Verbundenheit mit dem bereits von den Eltern bewirtschafteten Hof oder dem nach-

vollziehbaren Wunsch, den Hof dereinst an einen Nachkommen weiterangeben' grundsätzlich

entgegensteht.ee Eine objektivierte Zumutbarkeitsgrenze besteht insbesondere im Zusammen-

han g mit Rentenleistungen bei einer Erwerbsunftthigfteit'

Eine Erwerbsunfähigkeit liegt gemäss Art. 7 Abs' 2 ATSG erst dann vor' wenn die Folgen der

gesundheitlichen Beeintra.tttigong aus objektiver Sicht nicht tlberwindbar sind' Demgemäss

Ist fltr die Frage, ob es der versicherten Person zuzumuten ist, eineArbeitsleistung zu erbringen'

eine objektivierte Betrachtungsweise massgeblich, da es nicht auf ihr subjektives Empfinden

ankommen kann. Zudem sinA rur die Beurteilung des Vorliegens einer Erwerbsunfllhigkeit

ausschliesslich die Folgen der gesundheitlichen Beeinträchtigung zu bertlcksichtigen' Me-

dizinisch nicht begrünJbare Selbstlimitierungenroo sind genauso wie invaliditätsfremde Um'

ständeror sowie psychosoziale und soziokulturelle Einschränkungenlo2 unbeachtlich' Selbst

aussergewöhnliche individuelle Umstände sind unbeachtlich' So ist beispielsweise in sozial'

versicierungsrechtlicher Hinsicht die Tätigkeit als Fussstickerin objektiv zumutbar' weil es

sich dabei nicht um eine erniedrigende, sondem um eine besonders wertvolle Leistung han'

delt.r03

Die privatversicherungsrechtliche Zumutbarkeitsgrenze ist je nach Versicherungsleistung ent-

wedär subjektiviert oder objektiviert festzulegen' BeiVersicherungsleistungen' welche einen

engen Beiug zu Sozialversicherungsleistungen aufweisen, insbesondere diese ergänzen' sind

die sozialversicherungsrechtlichen Grundsätze heranzuziehen, während bei anderen Ver'

sicherungsleistungen die konkreten Umstände des Einzelfalles massgeblich sind' Im haftungs'

rechtlichen Kontext sind ebenfalls die konkreten Umstände des jeweiligen Einzelfalles zu be'

rticksichtigen,

Bei der Interessenabwägung sind allfilllige Grundrechte der versicherten Person nicht zu be'

rücksichtigen, insbesondere auch nicht im Zusammenhang mit einer Zusatzversicherung zur

obligatoriichen Krankenpflegeversicherung'ro4 Die Höhe des Schadens bzw' der vereinbarten

Versicherungssumme spielt fltr den Umfang der Schadenminderungspflicht der versicherten

Person grundsätzlich keine Rolle. Versicherte bzw. geschädigte Personen sind gehalten' die fllr
ihre jeweilige Person zumutbaren Schadenminderungsmassnahmen zu ergreifen'

SchadenminderungsPfticht: Gemeinsamkeiten und Unterschiede

e8 Weiterftihrend PARLL 260 ff.
' Vgl. BGer, 9C-644l2015. 3.5.2016,E.4.4-2, und 9C-834/2011,2.4.2012'E' 4'
ro0 Vgl. BGE 141 V 281 8.3.7.1.
r0r Vgt. z.n. BGer, 8C 22312019,11.7.2019,8.3'2, und 8C-370/2011" 16.8.2011. E. 2'
ro2 Vgl. z.B. BGer, 8C-85812017, 1,7.5.2018, E. 2'3, und 9C-830/2007,29,7.2008,8. 4'2.
rrt3 Vgl. BGE 109 V 25 E. 3,
r01 Vgl. BGer, 5P.9712006,1.6.2006, E. 3.3.
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2.3 Schadenminderungskosten
Sowohl im Haftungs- als auch im privatversicherungsrecht ist anerkannt, dass die ersatz_
pflichtige Person bzw. der Versicherer die Kosten der Schadenminderungsmassnahmen zu ver_
gtiten hat.ros Der Versicherer hat die Schadenminderungskosten auch dann zu vergtiten, wenn
die getroffenen Massnahmen ohne Erfolg geblieben sind oder wenn die Schadenminderungs_
kosten und der Schaden zusammen den Betrag der Versicherungssumme übersteigen.rtr
Im Sozialversichenurgsrecht demgegenüber besteht keine (vollumflingliche) Leistungspflicht
für die finanziellen Folgen von Mitwirkungs- und Schadenminder*grrur.nahmen, welche
von der versicherten Person ergriffen worden sind. Die Schadenminderungskosten werden
vom Sozialversicherungsträger nur vergütet, sofern und soweit eine gesetzliche Grundlage be_
stehtroT und die fragliche Massnahme vom Versichenrngsträger angeordnet worden ist. Wurde
die fragliche Massnahme nicht vom Versicherungsträger angeordnet, besteht eine Vergtitungs_
pflicht dann, wenn die fragliche Massnahme für die Beurteilung des Versicherungr;.p*Jt,
unerlässlich war oder Bestandteil der zugesprochenen Versicherungsleistung 51l6g.röa Bin_
gliederungskosten beispielsweise werden erst ab einem Betrag von CHF400 entschädigt.roe

lll. Schadenminderungspraxis

1. SchadenminderungundgesundheitticheBeeinträchtigung
Die geschädigteba w, versicherteperson ist verpflichtet, sichmedizinischen und sonstigen Mass-
nahmen zu unterzieher; die geeignet sind, die gesundheitliche Beeintächtigung oäer deren
nachteilige Folgen zu verhindem, zu mildem oder zu beheben.ilo Ob und inwieweit eine Ver-
letzung der Schadenminderungspflicht mit Bezug auf allfällige medizinische Massnahmen vor-
liegt, lässt sich erst beurteilen, wenn der medizinische Tatbestand hinreichend abgeklärt ist,ill
Zumutbar sind insbesondere präventive Massnahmenu2, insbesondere eine tibliche Gesund-
heitspflegert3, Abklärungs-rra, insbesondere Untersuchungs-il5 und überwachungsmassnah_

105

t06

107

108

t09

ll0
lll
lt2

Vgl, BGE 66112261230 und 60 lI 38 E. 4.
Vgl.Art.70Abs. MG.
Vgl. z.B. Art. 78 f. IVV undArt. 58 UW.
Vgl. Art. 45 Abs. I ATSG.
Vgl, Art. 5 Abs. 2lVV.
Vgl. z.B. Art. 7, Art, 16, Art. 2l Abs. 4, Art. 43 Abs, 2 ATSG sowie Art. 55 Abs. 2 und Art. 61 UW.
Vgl. BGer, 9C 2412008, 27 .5.2008, E. 2.3.3.
Wer allgemein tibliche oder gesetzliche präventivmassnahmen unterlässt und so einen Gesundheits_
schaden bewirkt, müsste streng genommen eine Leistungsverweigerung nur dann befllrchten, wenn
er vorsätzlich gehandelt hat. Das Bundesgericht hat jedoch verJchiedintlich das Unterlassen von
Präventivmassnahmen als Verletzung der Schadenminderungspflicht qualifiziert (vgl. z.B. BGE l2gV 59 E. 4 und 6 sowie BGer,28.12.l98l. i.S. G, [Tragen einei Schutzmaske]y.
Vgl. BGE 128 V 59 E. 4a und 6d (allgemein ilbliche Mund- und Zahnhygieni).
Vgl. BGE l25Y 401E.4b sowie BGer.4C.327/2004"22.t2.2004. E.5 (isychiatrische Unrer-
suchung).
Vgl. Art. 43 Abs. 2 ATSG und Art. 55 Abs. 2 UVV sowie BGer, gc_gl4/2010,2.12.2010, E. 3;
4C.32712004,22J2.2004, E. 5 (psychiatrische Unrersuchung), und OGer LU, 7.6.1995. i.S. K. c.

ill
ll1

II5
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menr16, diagnostische Massnahmenrr?, therapeutische MassnahmenrrE, insbesondere ärztliche

Behandlunlt'e, Entzugsbehandlungr20, Rehabilitationstrainingr2r, psychotherapeutische Mass-

nahmenl22, Medikamenteneinnahmerz3, Abmagerungskurenrz und operative Massnahmenl2s'

Medizinische Massnahmen, welche mit einer Beeinträchtigung der physischen oder psychi-

schen lntegrität der versicherten Person verbunden sind, sind nur dann zumutbar' wenn sie

eine wesentliche Verbesserung der Erwerbsftihigkeit oder eine neue Erwerbsmöglichkeit ver'
sprechen oder geeignet sind, die Erwerbsflihigkeit vor wesentlicher Beeinträchtigung zu be-

wahren.r26 Diese Voraussetzungen sind in Bezug auf eine totalendoprothetische Versorgung

der Hüfte nicht in jedem Fall gegeben.r2T lst eine versicherte Person bezüglich einer psychi-

schen Problematik nicht einsichtig und lehnt eine entsprechende Therapie ab, gereicht ihr dies

unter Umständen dann nicht zum Verschulden, wenn die fehlende Ifuankheitseinsicht gerade

Teil des Leidens selbst ist.'28

Der erforderliche Grad an Wakscheinlichkeit ist unter Berücksichtigung der Schwere des mit
der Massnahme verbundenen Eingriffs in Persönlichkeitsrechte zu beurteilen: Bei therapeuti'

schen Massnahmen, welche mit einem nur geringen Eingriff verbunden sind, dilrfen an die

Walrrscheinlichkeit der zu erwartenden Besserung keine hohenAnforderungen gestellt werden'

Ist der Eingrifferheblich (beispielsweise bei einer wirbelsäulenorthopädischen Operation), wird
eine höhere Wahrscheinlichkeit, aber nicht ein sicherer Erfolg verlangt'r2e Die bundesgerichtli-
che Rechtsprechung auferlegt sich generell eine grosse Zurtickhaltung und hat in der Mehrzatrl

der Fälle, in denen operative Massnahmen zu beurteilen waren' eine Unzumutbarkeit bejaht'l3o

Zltrich Lebensversicherungs-Gesellschaft, E. b (diagnostisch notwendige Untersuchungen und/oder
psychiatrische Behandlung).

u6 Vgl. BGE 128 III 34 E. 5c.
rr7 Vgl. Art. l8 Abs. 2 MVG und Art. 55 Abs. 2 UVV sowie BGer, 12.4.1956' i.S. K.' und 9.2.1961,

i.§. C. lOiagnostische Lumbalpunktion), sowie 22,5.1936" i.S. W. (Öflnung des Kniegelenks bei Me'
niskus zur Diagnose).rrt Vgl. Arl 7 und Art. 2l Abs. 4 ATSG.

rre Vgl. BGer,29.11.1983, i.S. B.r:0 Vgl. BGE 145 V 215 E. 8.2 sorvie BGer, 9C-30912019, 7 ,ll .2019, E. 4.2.2, und 9C]1812007 "
t9.fi.2007 "8.2.4.r2r Vgl. EVGE 1945,78.r:: Vgl. z.B. BGE 127 V 294F.4.':r Vgl. BGer, 8C-10/2018, 24.5.2018,8. 5.3.2;8C-62512016,24.1.2017, E. 3.4.1, und 4A-7912012,
27.8.2012. E, 6.2 (Einnahme von Antidepressiva).:r Siehe BGer, I 745106,21.3.2007, E. 3.3; I 554104,3.3.2005, E. 2,3. und I 53i00, 14.7.2W0,8.4b.:J Vgl. Art. 7 und Art. 2l Abs. 4 ATSG sowie BGE 105 V 176 E. 3 und BGer,22.5.1936. i.S. W. (Öff-
nung des Kniegelenks bei Meniskus zur Diagnose).:'' Vgl. Art. 2l Abs. 4 ATSG und Art. 12 Abs. I IVG.:- Vgl. BGer, I 136104,22.12.2004,8. 3.1.t' Vgl. BGer,9C_8212013,20.3.2013, E. 3.

'' Vgl. BGer, 8C*70/2014,7.4.2014,8. 6.1.' Vgl. BGE 105 V 176 E. 3 (Herzoperation); EVG. 16.10.1991, i.S. W.K., E. 3, in: ZAK 1992, 126
(Unzumutbarkeit einer opthalmologischen Begutachtung des Auges); EVG. 13.2.1984, i.S. P.F., in:
ZAK 1985. 327 (Unntmutbarkeit einer Spondylodese). und EVGE. 1965. 35, in: ZAK 1965, 504
(Unzumutbarkeit einer Leistenbruchoperation, wenn ein frtlherer gleicher Eingriff beim Patienten
zwei lebensgeftthrliche Lungenembolien verursacht hat).
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Als zumutbar befunden wurden lediglich eine Teilamputation des Zeigefingersr3r und eine Ar-
tfuodeser32.

2. SchadenminderungundEingliederung
Die versicherte Person ist dem Grundsatz «Eingliederung vor Rente» gemäss verpflichtet,
von sich aus oder auf Weisung des Versicherungsträgers zumutbare Eingliederungr*arr-
nahmen zu ergreifen. Verleta die versicherte person die Eingliederungspflicht, stehiihr ein
allfttlliger Rentenanspruch nur so weit zu, wie dieser nach Durchfflhrung von zumutbaren Ein-
gliederungsmassnahmen gewährt worden wäre. Kein Rentenanspruch Lesteht, wenn die per-
son selbst ohne Eingliederungsmassnahmen zumutbarerweise in der Lage wäre, ein rentenaus-
schliessendes Erwerbseinkommen zu erzielen. t33

Seit der 5. IVG-Revision ist vom Grundsatz der Zumutbarkeit jeder Massnahme, die der Ein_
gliederung ins Erwerbsleben oder in einen Aufgabenbereich dient, auszugehen.ril Die ver-
sicherte Person hat folglich substantiiert Grilnde darzutuno weshalb eine bestimmte Ein_
gliederungsmassnahme nicht zumutbar sei. personen, die ehemals in gehobener Stellung tätig
waren, ist eine Eingliederung in eine gegenilber frtiher offensichtlich untergeordnete St;[unt
unzumutbar,r3s Kinder sind unter dem Gesichtspunkt der Schadenminderung grundsatzficf,
verpflichtet, einen ihrer Behinderung angepassten Beruf zu erlernen.r36

Erfolge eine berufliche Eingliederung bzw. Umschulung durch die Invalidenversicherung,
kann von der geschädigten person im Rahmen der haftungsrechtlichen Schadenmind.r*gi-
pflicht nicht nochmals ein Berufswechsel verlangt werden, Erfolgte keine berufliche EL-
gliederung bzw. Umschulung durch die Invalidenversicherung, ist die geschädigte person auf
Grund der Selbsteingliederungspflicht als Aspekt der Schadenminderungspflicht berechtigt
und verpflichtet, sich bestmöglich umzuschulen bzw beruflich einzugliedem. Voraussetzurig
fllr eine Umschulung ist aber, dass die geschädigte person in der Lage ist, den neuen Berui
auszuilben. Bei einem Geschädigten, der ein Bein verloren hat, sind die Berufe eines Fräsers,
Bohrers oder Drehers ungeeignet.r3T

Eine rentenbeziehende Person mit Eingliederungsressourcen hat _ unabhangig davon, ob ein
Revisionsgrund im Sinne von Art. I 7 Abs. I AISG vorliegt _ nicht nur einen Anspruch, sondem
auch eine Fflicht, an zumutbaren Wiedereingliederungsmassnahmen teilzunehmen. Dabei bil_
det die subjektive Eingliederungsflihigkeit der rentenbeziehenden person keine Voraussetzung
fllr die Durchfllhrung solcher Massnahmen.r3s Entsprechend sind auch versicherte personenl
welche tlber 55-jährig sind und bei welchen in der Regel keine Rentenrevision mehr erfolgt,

r3r Vgl. SUVA-Jahresbericht 196l,ZO f.r32 Vgl. VGer LU, S 98 648, 30.6.1999,E.2aff, und EVG, 15.6.1973, i.S. M. (Double_Arthrodese
links).

r33 Vgl. BGex I 15/05, 18.7.2005, E,6.1.1.
lli Vgl.BGE 145Y2F,.4.2.3. Siehe femerFÄssre& 137 tr'147 f.,undMosruaNx,7Z3ff.
:: Vgl. BGer, K 85/02, 10.3.2003.8.4.2. und EVG,3.7.1975, i.S. R.p., i.lU, in, ZAKtg76,27g.136 Vgl. z.B. Bpsnu, BE-K,fut. 46 ORN 126.r37 Vgl. BGE 8911222F,.6.
r38 Vgl. BGE 145 V 2 E. 4.3.
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wiedereingliederungspflichtig'r3e Die Zumutbarkeit beurteilt sich nach Massgabe der Krite-

rien, welche im ZusammenUäng mit der Verwertbarkeit einer allftilligen Resterwerbsflähigkeit

massgeblich sind' Die e"*"itl-utt für die Unzumutbarkeit einer Wiedereingliederungsmass-

,rufl--" liegt bei der versicherten Person'rao

3. SchadenminderungundArbeitsunfähigkeit
3.1 Erwerbliche Schadenminderung

a) AnPassungundAngewöhnung

Die geschädigte bzw' versicherte Person ist verpflichtet' das bei ihr'noch vorhandene funk-

tionelle Leistungsvermögen bestmöglich zu venierten' Durch zumutbare Anpassung und An-

gewöhnung kann bei ,ini' gt'ingfügigen Erwerbsunfähigkeit ein Lohnausfall in der Regel ver-

hindert werden'rar Wird ein paariges Organ verletzt' ist keine Anpassung und Angewöhnung

zu berücksichtigen'raz p" ni"i"'ätt"t"ing fraft ianr' dass Kinder und Jugendliche über eine

grössere Rngeworrnunls- -'i e'pryu"g-'ranigfttit als Erwachsene verfllgen'ra3 was ein hö-

heres Invalid"n.inko'oä"t l'*ogiitfit ulw' eiä weitgehende Kompensation des zukünftigen

Lohnausfalls zur Folge hat'r4 Praxisgemäss wird bei Kindern von einer Kompensation des

Lohnausfalls im Umäg von 5 7o bis l5 % ausgegangen'ras

b) Berufswechsel

Besteht eine Taggeldversicherung' kann die versicherte Person in dem Umfang Leistungen

vom Versicherungsträger beanspruchen' wie sie gesundheitsbedingl arbeitsunfähig ist'1a6 Eine

fubeitsunfähigkeit liegt vor, wenn die versicfrerti Person als Folge der erlittenen gesundheit-

lichen Beeinträchtigungen nicht mehr in der iage ist' den bisherigen Beruf oder die bisherige

Tätigkeit arszurut "n.ii 
pt' Grad der erUeitsulgnigkeit bestimmt sich danach' in welchem

Umfang die versicherte Person die angestammten Arbeiten zumutbarerweise nicht mehr nutz'

bringend erbringen t<ann' Nicht masslebend ist dagegen die medizinisch-theoretische Schät-

zung der Arbeitsunfähigkeit' t 48

Schadenmi Gemeinsamkeiten und Unterschiede

r3'() Vgl. BGE 145 V 209 E. 5.
;rt v!t. ncer. gc-84212010, 26.1.2011,8' 2'2'
:rr v!1. BnrHv, BE-K, Art. 46 ORN 78 ff"
:r: Vgl.BGEl00II298e'+USf IIl59E'5:70-IIl36E'3und43lll44;ähnlichCCFR'FZR1980'

16, 1.4.1980, A. a in:-lOi 19821.431 (Verlust einerNiere);ferner OGer ZH'ZR 1975 Nr' 25'

2l.2.1975, E. 5, in: StZ 1975,351 (Verlust eines Auges)'
'{i Vgl. BGE 9511255E'7c.:r{ Vgl. BGer, 4C,8312006,26.6,2006.E' 4'
rr5 Vgl. BGE 100 II 298 E: +U iere.n"tfust; Reduktion von 5 %o bei einer 30%igen Eru'erbsunfllhig-

keit)l 77 II 296 (Herabs*rrnJait Lohnausfalls um CHF 9500):7211198 (Fussamputation; Redu-k-

tion von 15% bei +O7"ig.t f*itUsunftihigkeit) und 70 II 136 E' 3 (Verlust von drei Fingern der

rechten Hand; dreijährig-es Mädchen kann sich «dans une large mesure» an die Unfallfolgen an-

passen).:i4 Zum Begriff der Arbeitsunflthigkeit in der Arbeilslosenversicherung siehe Mrnz' 269 ff'
:i' Vgl. Art. 6 Satz I AISG.r§ Vgl. z.B. BGE 114 V 281 E. lc.
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Bei einer länger dauernden Arbeitsunflthigkeit wird auch die zumutbare Tätigkeit in einem
anderen Beruf oderAufgabenbereich berücksichtiS.'4e Kann von der versicherten Person ver-
n{lnftigerweise vedangt werden, das noch vorhandene funktionelle Leistungsvermögen in
einem anderen Beruf oder einem anderen Aufgabenbereich zu verwerten, ist sie dazu ver-
pflichtet. Eine versicherte Person, welche die noch vorhandene Arbeitsfdhigkeit nicht ver-
wertet, obgleich sie dazu unter Berllcksichtigung der Arbeitsmarktlage und gegebenenfalls
einer bestimmten Anpassungszeit in der Lage wäre, ist nach der Tätigkeit zu beurteilen, die sie
bei gutem Willen ausüben könnte; das Fehlen des guten Willens ist nur dort entschuldbar, wo
es auf einer Krankheit beruht.rso

Der Gesetzgeber ging beim Erlass des ATSG davon aus, dass eine längerfristige Arbeitsun'
fähigkeit anzunehmen ist, wenn diese mehr als sechs Monate dauert.rsr Nach Ablauf dieser
Halbjahresfrist kann der Versicherer prüfen, ob der versicherten Person eine andere Tätigkeit
möglich und zumutbar ist. Ist die Aufnahme einer anderen Tätigkeit möglich und zumutbar, ist
der versicherten Person eine Anpassungszeit von mindestens drei bis zu sechs Monaten einzu'
räumen.r52 Die Länge der Frist bestimmt sich danach, welche Zeit flir die Stellensuche und den
Antritt einer neuen Stelle unter Berücksichtigung der Vermittelbarkeit einzuräumen ist. Der
Versicherer hat dabei nicht das Risiko einer schwierigen Vermittelbarkeit z) tragen. Stand der
versicherten Person ftlr die Stellensuche nahezu ein ganzes Jahr zur Verfflgung, gentlgt dies
auch bei einer schwierigen Vermittelbarkeit. t 53

Diese fllr den sozialversicherungsrechtlichen Taggeldanspruch massgeblichen Grundsätze
sind auch im Geltungsbereich der Taggeldversicherung gemäss VVG analog anwendbar, Der
Taggeldversicherer ist dabei verpflichtet, die versicherte Person schriftlich aufzufordern, eine
berufliche Neuorientierung bzw. einen Berufswechsel vorzunehmen' Wird die Einstellung
der Taggeldleistungen lediglich in Aussicht gestellt, stellt dies keine Aufforderung dar, einen
Berufswechsel vorzunehmen.rsa Der versicherten Person ist in jedem Fall eine angemessene
Übergangsfrist zu gewähren. Die Anpassungsfrist beginnt dabei mit der Zustellung der schrift'
lichen Aufforderung zu laufen.rss Eine Ktlrzung oder Verweigerung der Leistung ist beim
privatversicherungsrechtlichen Taggeldanspruch ohnehin nur dann zulässig, wenn der ver'
sicherten Person im Zusammenhang mit dem unterlassenen Berufswechsel ein Verschulden
vorgeworfen werden kann.r56

Die versicherungsrechtliche Rechtsprechung betont, dass im Zusammenhang mit der Zumut'
barkeit eines Berufs- oder Aufgabenwechsels sämtliche subjektiven und objektiven Gegeben-

r{e Vgl. Art. 6 Satz 2 ATSG.
r5o Vgl. BGE l14V28l E, ld.
r5r Vgl. BBI l99l11249.
r52 Vgl. BGE l33lll527 8.3.2.1, in: Pra 2008, Nr.28; l29Y 460 E. 5.2 (vier Monate); ll4 v 281 E' 5b

(vier Monate) und lll V 235 E. 2a und b (sechs Monate) sowie VGer GE, 1.12.1998, i.S. X vs. Y
in: SVR 2001, KV Nr. 34 (sechs Monate).

rJ3 Vgl. BGE l14 V 281 E. 5b.
15{ Vgl. BGex 4A_38412019,9.12.2019, E. 5,3 f'
rr5 lbid. E. 5.4.2.
156 Offengelassen, ob eine angemessene Übergangsfrist im Rahmen einer WG-lhggeldversicherung

hätte angssetzt werden müssen, da den Versicherungsnehmer kein Verschulden hinsichtlich des
unterbliebenen Berufswechsels hat vorgeworfen werden können (vgl, BGer,4AJ9l20l2,27 .8.2012.
E. 5 f.).
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Ist die verletzte Person nicht mehr in der Lage, die ihr möglichen und zumutbaren freien Stel-len auf dem konkreten Arbeitsmarkt auszuführen, besteht eine Erwerbsunftitrigkeit bzw. istein Erwerbsausfall anzunehmen, auch wenn dieselbe person als Folge der bei ihr noch be-
stehenden funktionellen Leistungsfähigkeit Tatigkeiten auszuflihren iristande wäre, welche ineinem anderen Landesteil auf dem dortigen konkreten Arbeitsmarkt angeboten werden bzw.wtirden, wenn sie nicht schon besetzt wären. Eine Erwerbsunfähigkeit wird haftpflichtrecht-
lich bejaht, wenn die verletzte person aus gesundheitlichen Cründ; keineAussicirt mehr hat,relativ sicher ein nicht unbedeutendes Erwerbseinkommen zu erzielen.r63
Es ist auch im haftpflichtrechtlichen Kontext zulässig, der geschädigten person ein hypotheti_
sches Invalideneinkommen anzurechnen, wenn sie dai noch vorhandJne erwerblicheflistungs-
vermögen nicht in zumutbarer Weise verwertet.rn Die geschädigte person ist dabei gehalÄ,
sich aus Eigeninitiative um ihre Wiedereingliederung zu bemühen und die 

"r.ut ini"ntig"Person gegebenenfalls zur Bevorschussung der dafllr notwendigen finanziellen Mittel auf-
zufordern.r6s Ob bzw. inwieweit sich eine verletzte person in guten Treuen auf die ärztlich
bescheinigte Arbeitsunflihigkeit verlassen kann, sodass ihr einelrst später festgestellte Rest_
arbeitsfähigkeit nicht vorgehalten werden kann,rtr hängt von den Umstand.n 

"ü. 
W* die ge-

schädigte Person in ihrem eigenen Untemehmen tatig, k*n sie sich nicht auf eine ärztlich be-
scheinigte vollständige Arbeitsunflthigkeit berufen. r 67

Die «Er,werbsunfähigkeit» gemäss Art. gg Abs. I WG unterscheidet sich sowohl von dersozialversicherungsrechtlichen Erwerbsunfähigkeit als auch von der haftpflichtrechtlichen
Enverbsunftlhigkeit. Die Erwerbsunftihigkeit gemäss Art. gg Abs. I WG meint «die Er-
werbsunfähigkeit im theoretischen, abstrakten Sinrur,r6s Die abstrakte Erwerbsunfähigkeit istmit der Integritittsschädigung gemäss Art. 24 Abs. I UVG vergleichbar und beurteilt sich wie
diese nach der Gliedertaxe der Unfallversicherungr6, oder nach-allfälligen Gliedertaxen in den
allgemeinen Versicherungsbedingungen (AVg)ro. Die Gliederto, *Iird in den AVB regel-
mässig mit einer Generalklausel ergänrt,nach welcher die Bestimmung des InvaliditatsgräOs

wirtschaft lich nutzbar ausff,ihren kann. r 6r Der haftpfl ichtrechtli che Erwerbsunfühigkeitsbegri ffist folglich subjektiv-konkret.t62

Vgl. BGer, 4C.263/2006, t7.1.2007, E. 4.t.
Weiterfllhrend DrBcxr/I(unrra,c.NN, 379 ff.
Ibid.
Vgl. BGex 4A_127 /2011, 12.7.2011, E. B.
Vgl. BGer. 4C.177 12006, 22.9.2006, E. 2.3.
Vgl. BGer. 4C.17 7 12006, 22.g.2006;, E. 2.3.
Vgl. BGer, 4A_2041201?, 29.9.2017, E. 8.2.3,
BGE l27lll 100 E. 2a sowie BGer,4A_644t2014,27.4.2015,8.2.2,und5C.147t2001,30.7.2001,
E. 3.

l6t
162

163

t64

t6,
t«
t67

168

r6e Vgl. Anhang 3 der UVV. Die Gliedertaxe berücksichtigt nicht, ob und wie stark sich die Invaliditatim Beruf des Invaliden au.swSkt und ob er wegen seiner Invalidität einen Schaden erteiOet, sei esdurch Mehrauslagen oder in Form einer Erwerbseinbusse (vgl. BGE 127 lll l00E.2a).rm Die in UVG-Fällen bestehende Tatsachen- und Rechtskognit'ion des Bundesgerichts 1Ärt. lZ aUs, ZBGG) gilt bei einer ü!9yrlnrnee]ner privaten Erwerbsünfähigteitsversictr-er*grrt .itigt.it;i.ht(vgl. BGer, 4AJ4212007, 8. 1.2008, E. 2.3).
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aufgrund ärztlicher Feststellung in Anlehnung an die in der Gliedertaxe enthaltenen Prozent-
sätze zu erfolgen hat.rTr

Eine solche Generalklausel kann nur so verstanden werden, dass die Parteien die Art und die
Auswirkungen einer nicht ausdrücklich genannten Beeinträchtigung mit einer fachärztlichen
Begutachtung feststellen und gestützt darauf die Schwere der Beeinträchtigung beurteilen.tT2
Wurden eine Gliederskala und subsidiär anwendbare Generalklauseln vereinbart, die auf die
bleibende körperliche oder geistige Beeinträchtigung unter Berticksichtigung der Arbeitsun-
fdhigkeit und der persönlichen Verhältnisse des Versicherten verweisenrT3 gilt gleichwohl die
medizinisch-theoretische Invalidität fltr die von der Gliederskala nicht erfassten Fälle.r7a

Die Vertragsparteien können vereinbaren, dass entweder der tatsächlich eingetretene wirtschaft-
liche Schaden, mithin die haftpflichtrechtlich relevante Erwerbsunfllhigkeit bzw. der indivi-
duelt-konkrete Erwerbsausfallschaden, oder die sozialversicherungsrechtliche Erwerbsun-
ftlhigkeit massgeblich ist.r7s Beruft sich der Versicherer auf einen vom abstrakten Erwerbs-
unfähigkeitsbegriff abweichenden Erwerbsunftthigkeitsbegriff, hat er eine entsprechende
Vereinbarung zu beweisen. Besteht eine vertragliche Vereinbarung hinsichtlich der Erwerbs-
unfähigkeit, ist die zur sozialversicherungsrechtlichen Erwerbsunflihigkeit ergangene Recht-
sprechung nicht anwendbar.rT6 Ist eine solche vertragliche Abweichung vom Gesetzestext
nicht nachgewiesen, muss fftr die Bemessung der Invalidität auf die medizinisch-theoretische
Enrerbsunfähigkeit abgestellt werden.rTT Diese ist selbst dann massgeblich, wenn in den AVB
auf die persönlichen Verhältnisse des Versicherten venruiesen wird.r78

c) Betrlebsaufgabe

Bei Selbstständigerwerbenden, bei welchen eine längerfristige Arbeitsunfähigkeit besteht, ist
zu prtlfen, ob die Aufirahme einer unselbstständigerwerbenden Tätigkeit möglich und zumut-
bar ist.r?e Filr die Beurteilung der Zumutbarkeit massgeblich sind die Schwere der Verletzung,
das wirtschaftliche Umfeld in der jeweiligen Branche und der Arbeitswille des Betroffenen.r8o
Die Aufnahme einer unselbstständigen (Haupt-)Erwerbstätigkeit ist nur dann zumutbar, wenn
eine bessere erwerbliche Verwertung der Arbeitsfähigkeit erwartet werden kann und der beruf-

t7t Vgl. BGer, 4A-{422007,8.1.2008. E. 3, und VGer LU, A 06 62 und A 06 63, 10.7.2006. E' 2c, in:
LGVE 2006 II, Nr, 17.

t72 Vgl. BGer, 4A_44212007,8.1.2008. E. 4.1.
t73 Diese lauten: «Kann das Ausmass der Invalidität nicht nach den Crundsätzen bestimmt werden,

wird es aufgrund der bleibenden Einschränkung der körperlichen oder geistigen Funktionen und
deren Auswirkungen auf die ausschliesslich ausserberuflichen Tätigkeiten und Venichtungen fest-
gelegt; bei Kindem vor vollendetem 20. Altersjahr jedoch unter Berücksichtigung der mutmass-
lichen Auswirkungen auf ihre künftige Erwerbsflthigkeit.» - «Kann das Ausmass der Invalidität
nach den obigen Grundsälzen nicht bestimmt werden, wird es aufgrund der bleibenden körperlichen
oder geistigen Beeinträchtigung, unter Berllcksichtigung der Arbeitsunfllhigkeit und der persön-
lichen Verhältnisse des Versicherten festgelegtr» (BGE 127 III 100 E. 2b).

t71 Vgl. BGE l27lII 100 E. 2c.
r7s Vel. BGE 127 III 100 E. I und 2 sowie BGer, 5C.14712001, 30.7.2001. E. 3.
176 Vgl. BGer, 4A_41 12012, 31.5.2012, E. 4.2.2.
t77 Vgl. BGer, 5C.14712001,30.7.2001, E.3.I7t Vgl. BGer, 2.6.1983, i.S. Renö G. c. La B., in: SG 1983, Nr. 316.tv) Vgl, BGer, 4C.312004,22.6.2004, E. 1.3, in: Pra 2005, Nr. 20.
rto lbid.

'.1

'i

rl

t'
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liche Wechsel unter Bertlcksichtigung der gesamten Umstände (Alter, Aktivitätsdauer, Aus-

bildung, Art der bisherigen Tätigkeit, persönliche Lebensumstände) als zumutbar erscheint'l8r

Bei der Beurteilung der Zumutbarkeit eines Berufswechsels, auch von der selbstständigen in
eine unselbstständige Tätigkeit, ist die Gerichtspraxis sehr streng'r82 Ftlrdie Beurteilung derZu-
mutbarkeit ist eine objektive Betrachtungsweise massgebend. Eine bloss subjektiv ablehnende

Bewertung der in Frage stehenden Enverbstätigfieit durch den Geschädigten ist unerheblich't8]

Unmassgeblich ist insbesondere, ob sich der Versicherte mit dem Betrieb verbunden fühlt und

welche Äuswirkungen die Betriebsaufgabe ftir Dritte hat.t& Eine Betriebsaufgabe ist nur unter

strengen Voraussetzungen unzumutbar, und es kann ein Betrieb selbst dann nicht aufKosten
der Invalidenversicherung aufrechterhalten werden, wenn die versicherte Penon darin Arbeit
von einer gewissen erwerblichen Bedeutung leistet'r8s

d) Unverwertbarkelt der Resterwerbsfählgkeit

Der objektiv-abstrakte Invaliditätsbegriff, der im Sozialversicherungsrecht gilt, geht von der

(unzutreffenden) Annahme aus, dass die theoretisch noch vorhandene Resterwerbsfähigkeit

auf dem konketen Arbeitsmarkt vollständig verwertet werden kann' ln einem Sozialver-

sicherungssystem, das zwischen einer Invaliden- und einer Arbeitslosenversicherung unter'

scheidet, ist es zwar zutreffend, zwischen Invaliditat und Arbeitslosigkeit zu unterscheiden'

Die Invalidenversicherung deckt in einem solchen System das Risiko ab, dass gesundheitlich

beeinträchtigte Personen nicht mehr tlber dieselben (theoretischen) EnverbsmÖglichkeiten ver'

fügen. Die Ärbeitslosenversicherung demgegenttber sichert Personen ab, welche aus gesund-

heitlichen Grtlnden noch arbeiten können, aber aus konjunkfurellen oder anderen Grtlnden'

welche nichts mit der Gesundheit zu tun haben, keine offene Stelle finden'

lm Lebensalltag können diese beiden Risiken nicht immer voneinander getennt werden'

Gesundheitliche Beeinträchtigungen, ein fortgeschrittenes Alter, der Wohnort und andere

persönliche Faktoren stehen in einem wechselseitigen Verhältnis zueinander, was die Ver'

wertung der theoretisch noch vorhandenen Arbeitsfähigkeit anbelangl' Es erstaunt deshalb

nicht, Jass das Bundesgericht trotz der objektiv-abstrakten Konzeption des sozialversiche-

rungsrechtlichen Invaliditatsbegriffs dazu übergegangen ist, der versicherten Person einen

leidensbedingten Abzug bis maximal 25o/o des theoretischen Invalideneinkommens at ge'

währen, wenn die theoretisch noch vorhandene Resterwerbsftthigkeit auf dem konl«eten

Arbeitsmarkt nur eingeschränkt verwertet werden kann'r86

Das Bundesgericht hat in einer llberaus reichhaltigen Praxis die Voraussetzungen und die

Höhe des jeieiligen teidensbedingten Abzugs entwickelt' Es wird sogar anerkannt' dass in

ganz besonder.n lallro, wenn sich mehrere persönliche Umstände, welche sich negativ auf

r8r Vgl. BGer, 4C.8312006,26.6.2006,8.4;1241105,5'12'2005' E' l; I 15/05' l8'7'2005' E' 6'l'2;
t itolo+, 23.12.2004,E.2.2,undl 145/01, 12.9.2001' E. 2b.

It2 Vgl. BGer" 4AJg5/2016. 5.1.2017^ E. 2.31 I 640105.l8'5'2006, E' 3'1, und | 761104' 14'6'2005'

E. 2.3,
r83 Vgl. BGE 109 V 25 E. 3c und BGer, I 241105,5'12'2005,E.2'3'
t84 Vgl. BGer, I 643103. 17.8.2004, E. 3.3.2.
It5 v!t. ncer, 9C-62412013,11.12.2013,E. 3.1.1; 8cj92t2015,1?' t l '2015' E' 2'2, und 9C-83 4l20ll'

2.4.2012.E.4.
186 Grundlegend BGE 126 V 75 ff.
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lie Realisierbarkeit des Erwerbeinkornmens auswirken, kumulieren, eine eigentliche Unver-
wertbarkeit der theoretischen Resterwerbsflthigkeit vorliegt. Eine Unvenrertbarkeit der Rest-
rbeitsftlhigkeit ist anzunehmen, wenn die zumutbare Tätigkeit in nur so eingeschränkter Form
nöglich ist, dass sie der ausgeglichene Arbeitsmarkt praktisch nicht kennt oder sie nur unter
richt realistischem Entgegenkommen eines durchschnittlichen Arbeitgebers möglich wäre
rnd das Finden einer entsprechenden Stelle daher zum Vornherein als ausgeschlossen er-
;cheint.rET Diese Voraussetzungen werden in der Regel erst bei versicherten Personen, welche
las 60. Altersjahr tlberschritten haben, angenommen. Die sozialversicherungsrechtliche Praxis
st mit Bezug auf die Unvenrertbarkeit einer theoretisch noch vorhandenen Restenrerbsfähig-
<eit sehr streng.rEs

)ieselbe Problematik besteht auch im Bereichderberuflichen Vorsorge und im Haftpflichfrecht.
\uch dort ist zu entscheiden, ob und unter welchen Voraussetzungen ein aus medizinischer
iicht noch mögliches Erwerbseinkommen auf dem konkreten Arbeitsmarkt realisiert werden
iann. Die Praxis im Bereich der beruflichen Vorsorge betont, dass eine Resterwerbsflthigkeit
rcn l0o/o oder weniger als unverwertbar zu betrachten ist,rse während im Haftpflichtrecht -
lhnlich wie im Sozialversicherungsrecht- eine Resterwerbsfähigkeit von20Yotxbzw.26o/otel
ils unverwertbar betrachtet wird. Die Frtlhpensionierung bei einer bloss 35%igen Arbeits-
mftlhigkeit stellt bei einem llber 60-jährigen Geschädigten eine ungenilgende Verwertung der
{esterwerbsfähigkeit dar. I e2

)ie geschädigte Person hat die Verwertungsschwierigkeiten mit dem erforderlichen Beweis-
pad nachzuweisen,re3 während es im Sozialversicherungsrecht gentlgt, dass Umstände aus
len Akten hervorgehen, die erfahrungsgemäss die Verwertbarkeit einer theoretischen Rest-
:rwerbsflthigkeit einschränken. Immerhin betont das Bundesgericht, dass das kantonale Ver-
icherungsgericht tlber einen erheblichen Ermessensspielraum verftlgt, ob und inwieweit es
:inen leidensbedingten Abzug gewähren will. rea

m haftpflichtrechtlichen Kontext ist sodann anerkannt, dass die Erschwerung des wirtschaft-
ichen Förtkommens bei der Festlegung der Höhe des Erwerbsausfalles zu berltcksichtigen
der dann als separater Schadensposten abzugelten ist. Eine Erschwerung des wirtschaftlichen
:ortkommens setzt eine Resterwerbsfähigkeit Uber l0% voraus; zudem ist erforderlich, dass
lie geschädigte Person als Folge der erlittenen Körperverletzung einem höheren Arbeitslosig-
:eits- oder Kilndigungsrisiko ausgesetzt ist.rei Ob und inwieweit der Verwertungsabzug mit
ler Erschwerung des wirtschaftlichen Fortkommens kumuliert werden kann, hat die Recht-
prechung noch nicht entschieden. Entschieden wurde demgegenitber, dass eine Erschwerung

'' Vgl. BGer, gC_64412019,20.1.2020, E. 4.3.2: BC_t43l2Ot9,2t.B.2Otg, E. 5.2, und gC_32\/ZOtB,
16.10.2018, E. 5.
Vgl. BGE l45Y 2 E. 5.3.1.
Vgl. BGE l44Y 166E.4.3.
Vgl. BGE l44Y 166 E, 4.3.5 und BGer, 4C,26312006,17.l.ZOO7,E.4.l
Vgl. BGer, 4A_ll5/2014,20.11.2014, E. 3.
Vgl. BGer, 4C.237 /2000, 24.t.2001, E. tb.
Vgl. BGex 4A_127 /2011, 12.7.2011, E. 8.3.
Vgl. BGE l35Y 297 E. 5.2 und BGer, 8C_129l2019, 19.8.2019, E. 6,1.
Vgl. BGer, 4A_69912012, 27.5.20t3, E. 5.2 t.
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des wirtschaftlichen Fortkommens bei der opferhilferechtlichen Entschädigung nicht bertick-
sichtigt werden kann.r%

3.2 HauswirtschaftticheSchadenmlnderung

Bei nicht erwerbstätigen bzw. lediglich teilweise erwerbstätigen versicherten Personen be-
urteilt sich eine allflitlige Invalidität nach Massgabe der Arbeitsunfdhigkeit im angestammten
Aufgabenbereich. Zu diesem zählen die tibliche Tätigkeit im Haushalt und die Pflege und Be-
treuung von Angehörigen sowie - bei Angehörigen einer klösterlichen Gemeinschaft - die
gesamte Tätigkeit in derselben.reT Der Invaliditätsgrad entspricht dabei der prozentualen Ein-
schränkung mit Bezug auf die von der versicherten Person erbrachten Tätigkeiten im bis-
herigen Aufgabenbereich.

Eine Hausarbeitsunfühigkeit liegt nur vor, wenn der Geschädigte trotz der ihm zumutbaren
organisatorischen Massnahmen während einer zumutbaren Normalarbeitszeit im Haushalt
nicht mehr alle Arbeiten bewältigen kann und in wesentlichem Umfang auf Fremdhilfe an'
gewiesen ist. Die zumutbaren Organisationsmassnahmen umfassen u.a. eine zweckmässige
Arbeitsteilung und die Anschaffung von geeigneten Haushaltseinrichtungen und -geräten''e8

Kann eine im Haushalt tätige versicherte Person wegen ihrer Behinderung gewisse Haushalts-
arbeiten nur noch mühsam und mit viel höherem Zeitaufivand erledigen, muss sie von sich
aus das ihr Zumutbare zur Verbesserung der Arbeitsf?ihigkeit beitragen und insbesondere die
übliche Mithilfe von Familienangehörigen beanspruchen.rs Dem Ehernann und den noch zu
Hause lebenden Kindern, welche 15- und 2l-jährig sind, sind das mehrmalige Hinuntersteigen
vom 3. Stock in die Waschküche sowie das Einflillen, Aufträngen, Abnehmen und Hochtragen
der Wäsche zumutbar.2@

Die Rechtsprechung bejaht femer die Zumutbarkeit einer Verlagerung der Tätigkeitsbereiche,
Das Arbeitspensum, das die versicherte Person flir eine Erwerbstätigkeit aufgewendet hätte,
infolge einer vollsttindigen oder teilweisen Arbeitsunfähigkeit aber einspart, hat sie für die Be-
sorgung des Haushalts zu verwenden. Bei einer vollständigen enwerblichenArbeitsunflihigkeit
steht deshalb flir die Besorgung des Haushalts der ganze Tag zur Verftigurg.2o' Können die
mutmasslich ausgeübten Haushaltsarbeiten während dieser Zeit venichtet werden, liegt keine
rentenbegründende Invalidität im Aufgabenbereich vor.

Diese sozialversicherungsrechtlichen Grundsätze sind im Haftpflichtrecht nicht bzw nur ein-
geschränkt anwendbar. Während im Zusammenhang mit dem tnvalidenrentenanspruch die
funktionelle Einschränkung im tatsächlichen Invalidenhaushalt massgeblich ist, ist die ge-

schädigte Person haftpflichtrechtlich für die Einschränkung der Hausarbeitsftihigkeit im
mutmasslichen Validenhaushalt, welchen sie ohne das haftungsbegründende Ereignis geftihrt

te6 Vgl. BGer, lC-9612016, 26.9.2016, E. 2.2.
te1 Vgl. Art. 27 lVV.
ren Vgl. z.B. BGer,l 349102,3.12.2002,E.6t1497101.12.11.2001, E.3b/bb;176101,11.6.2001' E' 3a"

und 15.9.1983, E. 5. in: ZAK 1984,135, i.S. R. S.
Iee Vgl. BGer, l610/99,19.7.2001, E. 3b, und ZAK 1984,133 ff., E. 5.
200 Vgl. BGer" l610/99,19.7.2001. E.3b.
20r Vgl. BGer, I 5l l/00, 22.2.2001, E. 3d" und 1294199,4.7.2000. E. 2b. Siehe femer BGer, I 407192.

8.1 1.1993.
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hätte, zu entschädigen. Die geschädigte Person hat diesbezüglich ein Wahlrecht und kann den
konkreten Haushaltsfllhrungsmehraufuand im tatsächlich geführten Invalidenhaushalt, wenn
dieser dem mutmasslichen Validenhaushalt entspricht, oder den Haushaltsflthrungsmehrauf-
wand eines mit dem mutmasslichen Validenhaushalt vergleichbaren statistischen Haushalts
heranziehen.2o2

Werden statistische Referenzwerte herangezogen, sind die Ohnehin-Leistungen der anderen
Mitglieder des fraglichen Haushaltes bereits ber{lcksichtigt. Im Haftpflichtrechtkönnen, anders
als im sozialversicherungsrechtlichen Kontext, keine zusätzlichen Mehrleistungen von den
Angehörigen der geschädigten Person verlangt werden, da die unentgeltlich von Angehörigen
als Folge des haftungsbegründenden Ereignisses notwendig gewordenen Mehrleistungen voll-
umfllnglich zu entschädigen sind. Entsprechend besteht eine Schadenminderungspflicht der
geschädigten Person lediglich in Bezug auf zumutbare Organisationsmassnahmen und dieAn-
schaftrng von geeigneten Haushaltseinrichtungen und -geräten.2o3

4, SchadenminderungundHilfsmittel
Die versicherte Person ist als Folge der Schadenminderungspflicht verpflichtet, geeignete
Hilfsmittel, welche gesundheitsbedingt eingetretene funktionelle Leistungsdefizite kompen-
sieren, auf ihre Kosten anzuschaffen, soweit ihr die Tragung der Kosten zumutbar ist. Die
Höhe der zumutbaren Hilfsmittelkosten ist in Anlehnung an die Selbstbeteiligungskosten beim
sozialversicherungsrechtlichen Hilfsmittelanspruch zu bestimmen, welche maximal CHF 300
pro Jahr betragen. Unzumutbar ist folglich die Installation einer neuen Einbauküche, welche
mit weitaus höheren Kosten verbunden wäre.2e

Der versicherten Person ist sodann zumutbar, Gegensttinde des täglichen Gebrauchs anzu-
schaffen, welche sie nach Möglichkeit ohne Inanspruchnahme fremder Hilfe benutzen kann.
Funktionell beeinträchtigten Personen kann zugemutet werden, (Winter-)Schuhe ohne Schntir-
senkel (mit Reiss- und Klettverschlüssen) und Hemden mit genttgender Manschettenweite, die
ein Öffiren des Knopfes entbehrlich macht, oder and"r. -g.purrie Oberkleidung ohne Knöpfe
zu tragen.2os

Der sozialversicherungsrechtliche Hilfsmittelanspruch umfasst gesundheitsbedingt not_
wendige Hilfsmittel in einfacher und zweckmässiger Ausfiihrung, wobei lediglich die Hilfs-
rnittel beansprucht werden können, welche sich auf den jeweiligen Hilfsmittellisten befinden.
Die Notwendigkeit ist nicht gegeben, wenn das Hilfsmittel auch von einer gesunden person
unter sonst gleichen Umständen benötigt wird206 oder die versicherte person die Schaden-
minderungspfl icht verletzt hat.

Vgl. BGE 131 III 360 E. 8.2.1, in: Pra 2006, Nr. 18. und 129 III 135 8.4.2.2.1, in: pra 2003, Nr. 69,
sowie BGer, 4A_98/2008, 8.5.2008, E. 3.2, und 4C.222/2004,14.9.2004,E.5.1.
Vgl. BGer, 4A_481 12019, 27.2.2020, E. 4.5.4,
Vgl. BGer.8.ll.l993, i.S. C., E.2d.
Vgl. ZAK 1989,213- und 1986" 483.
Die Verwendung eines ftlr eine Ausbildung erforderlichen pCs ist nicht invaliditätsbeding! wenn
dieser auch fllr eine nicht behinderte Person ein unerlässliches Arbeitsinstrument darstält (vgl.
BGer, 9C 209/2010, 2.9.2010, E. 2.3). Ftir invaliditätsbedingte, planerisch unvermeidbare Mehr_
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AIs Folge der grundrechtlich geschtitztan Betätigungsmöglichkeiten im Rahmen der Nieder_
Iassungsfieiheit kann von versicherten Personen grundsätzlich weder die Beibehaltung2o noch
die Verlegung des Wohnsitzes verlangt werden.2os Die Schadenminderungspflicht ist aber ver-
letzt, wenn eine behinderte Person eine optimal den Bedürfnissen angepasste Wohnung, die
sowohl direkt auf Strassenniveau mit dem Rollstuhl wie auch mit dem personenwagen über
einen Garaganplatz verlassen werden kann, mit einer Wohnung tausch! bei der das direkte
Verlassen der Wohnung ohne technische Hilßmittel (wie dem Treppenlift) nicht gewährleistet
ist.2@

Die Notrvendigkeit eines Fahrzeuges kann sich aus beruflichen Gründen (filr Vertreter, Tixi-
fahrer usw.) sowie aus der Entfernung des Wohnortes vom Arbeitsort, insbesondere wenn es
an öffentlichen Verkehrsmitteln2to fehlt oder deren Benützung unzumutbar ist, ergeben. Einem
Paraplegiker, der die steile Strasse zu seiner Wohnung mit dem Rollstuhl nicht ilberwinden
kann und mehrmals umsteigen mllsste, ist die Benutzung der öffentlichen Verkehrsmittel un-
nrmutbar.2ll

Die Kosten fflr Anpassungen am Wohnhaus sind zu llbernehmen, wenn ohne behinderungs-
gerechten Umbau der grundrechtlich geschtitae Aufenthalt der Kinder beim Vater völlig
verunmöglicht würde. Handelt es sich um die zweite von der versicherten person benutzten
Wohnung, besteht nur Anspruch auf Anpassung in einfachster AusftIhrung, welche unter Be-
rücksichtigung der dem Vater zumutbaren Hilfestellungen den Aufenthalt seines Sohnes im
Haus gerade noch ermöglicht.2r2

Da der sozialversicherungsrechtliche Hilßmittelanspruch regelmässig nur eine einfache und
zweckmässige Versorgung beinhaltet, kann die geschädigte person vom Haftpflichtigen den
Ersatz von Hilfsmitteln, welche vom jeweiligen Sozialversicherungsträger nicht verglttet wor-
den sind, verlangen, sofem diese im konkreten Einzelfall nützlich und notwendig sind. Von
der geschädigten Person kann dabei nicht verlangt werden, dass sie ihren Wohnsitz in das
kostengilnstigere Ausland verlegt. Eine Verlegung des Wohnsitzes im Rahmen der Schaden-
minderungspflicht bezeichnet das Bundesgericht als «kaum» zumutbar.2r3 Die geschädigte
Person hat sich zudem allfällige Vorteile, welche im Zusammenhang mit dem haftungs-
begnindenden Ereignis eintreten, nur dann anrechnen zu lassen, wenn ihr Massnahmen zur
Verhinderung der fraglichen Vorteile möglich und zumutbar sind.2r4

kosten bei einem Neubau können Kostenbeiträge zugesprochen werden, nicht aber flir allgemeine
Mehrkosten (vgl. BGer, 9C _l | 4 20 12, 12.3.20 12, E. 3.2).
Vgl. BGer, 8C_48/20 10, 20.9.2010, E. 5.2.
Vgl. BGE ll3Y 228.4e.
Vgl. BGer, 9C _91 612010, 20.6.201 1, E. 4.2.
Ein Behindertentaxi ist ein öffentliches Verkehrsmittel (vgl. BGer. I 809/06. 23.11.2007 . E. 7 .4).
Vgl. BGer, | 520100, 28.1.2002, E. 2b.
Vgl. BGE l34I 105 E. 5-7.
Vgl. BGer, 4C.41A1998,23.6.1999, E. 2c, in: Pra 1999, Nr. l7l.
Ibid.
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